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NAH DRAN 

Liebe Bürgerinnen und Bürger, 

liebe Genossinnen und Genossen, 

 
Ein aufregendes, forderndes und intensives Jahr 
2015 liegt hinter uns allen. Die Welt scheint so 
unruhig geworden teils aus den Fugen geraten 
zu sein, wie seit langem nicht mehr. In diesem 
Jahr spuren wir in Deutschland die Aus-
wirkungen der Weltpolitik ganz konkret vor Ort. 
Die zu uns kommenden Flüchtlinge sind die 
wahrscheinlich größte Herausforderung, der 
sich unser Land seit langem entgegensieht. Ich 
bin davon überzeugt, dass Deutschland diese 
Herausforderung erfolgreich meistern wird. 

Darüber hinaus haben wir als Sozialdemo-
kratinnen und Sozialdemokraten bewiesen, 
dass wir Politik für die Menschen in diesem Land 
machen. „Gesagt, Getan, Gerecht“ ist unser 
Leitspruch. Was wir im Wahlkampf versprochen 
und im Koalitionsvertrag erstritten haben, 
setzen wir Stück für Stück konsequent in der 
Regierung um. Es zeigt sich, wir – die SPD – sind 
der Motor der großen Koalition und zugleich der 
Anker für verlässliche Regierungspolitik.  

Wir als SPD machen dabei Politik für die Stadt 
und den ländlichen Raum. Der Kontakt vor Ort 
ist mir besonders wichtig, da ich nur so spüre, 
wo vor Ort der Schuh drückt. So habe ich wieder 
viele Termine im Wahlkreis wahrgenommen 

und die Eindrücke mit nach Berlin 
genommen. 

Von meinem zurückliegenden Jahr 
in Berlin und dem Wahlkreis 
möchte ich hier in meinem um-
fangreichen Jahresrückblick berich-
ten. Zudem gibt es auf mehreren 
Seiten ein „NAH DRAN Extra“ zum 
diesjährig dominanten Thema 
Flüchtlinge.  

Ihnen und Euch wünschen mein 
Team und ich für das kommende 
Jahr 2016 viel Glück, Erfolg und 
allen voran natürlich Gesundheit. 
Diesen Wünschen möchte ich noch 
die Hoffnung auf viele gemeinsame 
Begegnungen anschließen.   

Einen guten Rutsch ins Jahr 2016 
wünscht  

Ihr / Euer  
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  Mindestlohn. 

  Mehr Zeit für Familie. 

  Die Frauenquote kommt. 

  Bezahlbares Wohnen. 

  Mehr Geld für Bildung. 

  Bessere Versorgung und mehr Vorsorge. 
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Seit gut einem Jahr gilt in Deutschland ein 
flächendeckender gesetzlicher Mindestlohn von 
8,50 Euro. Das ist eine der größten 
arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Reformen 
in der Geschichte unseres Landes. Er ist eine 
Erfolgsgeschichte. 

Das Hoch auf dem Arbeitsmarkt hält weiter an. 
Der Umsatz im Einzelhandel ist gestiegen wie 
seit fünf Jahren nicht mehr. Und die Zahl der 
Aufstocker ist seit Inkrafttreten des Mindest-
lohns um 45.000 gesunken. 

Wir haben mehr Lohn, mehr Beschäftigte und 
mehr Gerechtigkeit! 

Dass rund 3,7 Mio. Menschen jetzt mehr auf 
dem Gehaltszettel haben, macht sich auf dem 
Arbeitsmarkt positiv bemerkbar. Wir haben die 
niedrigste Arbeitslosenquote seit 24 Jahren. Es 
gab also keine Jobverluste – wie von den 
Mindestlohn-Kritikern erwartet wurde. Arbeits-
kräfte werden weiterhin gesucht! 

Gleichzeitig stärkt der Mindestlohn den fairen 
Wettbewerb und schützt vor Lohndumping auf 
dem Rücken der Beschäftigten. Davon profi-
tieren gerade auch die Unternehmen, die schon 
immer gute Löhne gezahlt haben. 
 

Für mich steht fest: Fast 12 Monate Mindestlohn 
bedeuten 365 Tage arbeitsmarktpolitischen 
Fortschritt für unser Land und für viele 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.  

 

Umso wichtiger ist es, dass wir weiter an einer 
korrekten Dokumentation und einer ordent-
lichen Kontrolle festhalten. Nur so können wir 
Schwarzarbeit, Schattenwirtschaft und Dump-
inglöhne verhindern und dafür sorgen, dass der 
Mindestlohn weiter positiv wirkt. Dazu zählt für 
uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten übrigens auch, das Festhalten am 
Mindestlohn für zu uns kommende Flüchtlinge. 

  

Der Mindestlohn – Eine Erfolgsgeschichte. 

Umso wichtiger ist es, dass wir weiter an einer 

Für mich steht fest: Fast 12 Monate Mindestlohn Für mich steht fest: Fast 12 Monate Mindestlohn 
bedeuten 365 Tage arbeitsmarktpolitischen 
Fortschritt für unser Land und für viele 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.
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Familien sind die soziale Mitte 
unserer Gesellschaft. Sie leisten 
täglich einen wichtigen Beitrag 
für unser gesellschaftliches Mit-
einander und den Wohlstand 
unseres Landes.  

Ob mit oder ohne Trauschein, ob 
Alleinerziehende, Patchwork- 
oder Regenbogenfamilie – alle 
Frauen und Männer, die sich um 
Kinder oder pflegebedürftige 
Angehörige kümmern, brauchen 
unsere Unterstützung. Familie 
ist für uns, wo füreinander 
Verantwortung übernommen wird. Wir setzen 
uns deshalb für eine Familienpolitik ein, die 
Familien in ihrer Lebensrealität auch wirklich 
hilft. 

In dieser Legislaturperiode haben wir 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
schon viel für Familien erreicht: z.B. weiterer 
KITA-Ausbau, mehr Geld für Alleinerziehende, 
ElterngeldPlus und neue Familienpflegezeit. 
Unseren Ansatz für eine moderne und gerechte 
Familienpolitik werden wir konsequent weiter 
verfolgen. Wir wollen mit dem richtigen Mix aus 
Geld, Zeit und Infrastruktur Familien zielgenau 
fördern. 

Dafür müssen wir auch neue Wege wie 
Familienarbeitszeit oder ein Familiensplitting 
ins Visier nehmen. 

 

ElterngeldPlus  

Startschuss für einen weiteren Schritt zur 
besseren Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf: Für Geburten ab dem 1. Juli 2015 
können Mütter und Väter das neue 
ElterngeldPlus in Anspruch nehmen. 
Dieser weitere Baustein für mehr 
Flexibilität ermöglicht es Eltern, für ihr 
Kind da zu sein und Verantwortung im 
Beruf zu übernehmen.  

Eltern, die nach der Geburt des Kindes Teilzeit 
arbeiten möchten, können die Bezugszeit des 
Elterngeldes verlängern: Aus einem Elterngeld-
monat werden zwei ElterngeldPlus-Monate. 
Entscheiden Mütter und Väter sich, zeitgleich 
mit ihrem Partner in Teilzeit zu gehen – für vier 
aufeinanderfolgende Monate lang parallel und 
zwischen 25 bis 30 Wochenstunden – bekom-
men sie mit dem Partnerschaftsbonus jeweils 
vier zusätzliche ElterngeldPlus-Monate. Eltern 
erhalten durch das ElterngeldPlus eine 
zusätzliche Möglichkeit, die ersten Monate mit 
ihrem Kind noch individueller zu gestalten.  

 

Für mich ist das neue ElterngeldPlus ein Gewinn 
für Familien und Unternehmen und ein weiterer 
Schritt zu einer neuen Familienzeit. 

 

Mehr Zeit für die Familie. 

Für mich ist das neue ElterngeldPlus ein Gewinn Für mich ist das neue ElterngeldPlus ein Gewinn 
für Familien und Unternehmen und ein weiterer 
Schritt zu einer neuen Familienzeit.
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Entlastung von Alleinerziehende  

Tatsache ist: In Deutschland gibt es immer mehr 
Alleinerziehende. In rund 20 Prozent aller 
Familien leben inzwischen Mutter oder Vater 
allein mit ihren Kindern.  

Alleinerziehende leisten enorm viel, müssen 
dabei im Schnitt mit einem deutlich geringeren 
Haushaltsein-kommen auskommen als 
Paarfamilien und sind überproportional von 
Armut betroffen. Alle Kinder haben das Recht 
auf einen guten Start ins Leben. Die finanzielle 
Unterstützung von Familien muss dort 
ankommen, wo sie wirklich gebraucht wird: Bei 
Familien mit mittlerem oder niedrigem 
Einkommen und Alleinerziehenden. 

Im Zuge der verfassungsrechtlich notwendigen 
Anhebung der steuerlichen Kinderfreibeträge 
haben wir daher dafür gesorgt, dass auch das 
Kindergeld und der Kinderzuschlag erhöht 
werden. 

Nach intensiven Verhandlungen mit dem 
Koalitionspartner haben wir erreicht, dass der 
steuerliche Entlastungsbetrag für Allein-
erziehende bereits ab dem Jahr 2015 um 600 
Euro auf 1.908 Euro/Jahr erhöht wird. Für jedes 
weitere Kind steigt der Entlastungsbetrag um 
240 Euro. Der Entlastungsbetrag 
wurde seit seiner Einführung im 
Jahr 2004 nicht angepasst. Die 
zusätzliche steuerliche Ent-
lastung von Alleinerziehenden, 
die die Aufgaben von zwei 
Elternteilen allein bewältigen 
müssen, war somit überfällig. 
Die Ergebnisse der Gesamt-
evaluation der ehe- und 
familienbezogenen Leistungen 
zeigen, dass der 
Entlastungsbetrag eine 

besonders effiziente Leistung für Allein-
erziehende ist. Damit werden über eine Million 
Haushalte erreicht. 

 

Kinderzuschlag 

Der Kinderzuschlag wird ab 1.7.2016 um 20 Euro 
auf 160 Euro monatlich angehoben. Er 
verhindert zusammen mit Kindergeld und 
Wohngeld eine Abhängigkeit von SGB II-
Leistungen. Der Kinderzuschlag hat im Jahr 2014 
rund 260.000 Kinder und ihre Eltern erreicht. 
Vor allem Familien mit mehreren Kindern 
profitieren von dieser Leistung. 

Die aktuell beschlossenen Steigerungen der 
Geldleistungen für Familien ergänzen die 
bereits in dieser Legislaturperiode be-
schlossenen familienpolitischen Maßnahmen 
zur Förderung von Kitas und zur besseren 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch das 
ElterngeldPlus und zur Vereinbarkeit von 
Familie, Pflege und Beruf durch das 
Familienpflegezeitgesetz. Der Dreiklang aus 
Geld, Infrastruktur und Zeit ist und bleibt 
Markenzeichen sozialdemokratischer Familien-
politik. 
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Ausgleich der Kalten Progression 

Durch eine Rechtsverschiebung der Eckwerte 
des Einkommensteuertarifs um 1,48 Prozent ab 
2016 werden die Effekte der Kalten Progression 
aus den Jahren 2014/2015 kompensiert. Damit 
ziehen wir die Konsequenzen aus dem ersten 
Steuerprogressionsbericht der Bundesregie-
rung. Der Ausgleich ist ein Gebot der Fairness in 
der Einkommensbesteuerung und entlastet alle 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler.  

 
 

Gesamtentlastung von 5,3 Mrd. Euro 

Das Gesamtpaket der Steuerentlastungen und 
der Erhöhung des Kinderzuschlags führt zu 
einer Entlastung von über 5,3 Milliarden Euro. 
Der als Anlage beigefügte Entlastungsvergleich 
zeigt, wie sich die steuerlichen Maßnahmen auf 
verschiedene Haushaltstypen und Einkom-
menshöhen auswirken. 

Familien werden spürbar entlastet. Dies ist vor 
allem ab 2016 der Fall, wenn jeweils die zweite 
Anhebung des Grundfreibetrags für Erwach-
sene, des Kinderfreibetrags bzw. des Kinder-
geldes und die Tarifkorrektur zur Kompensation 
der Effekte der Kalten Progression in Kraft 
treten. 

Am stärksten werden aber die Allein-
erziehenden entlastet. Bei ihnen wirkt sich 
zusätzlich die deutliche Anhebung des 
Entlastungsbetrags und seine Staffelung nach 
der Kinderzahl aus. Das Gesetz trägt somit eine 
klare sozialdemokratische Handschrift!  
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Seit dem 1. Mai 2015 gilt das Gesetz für die 
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und 
Männern an Führungspositionen in der Privat-
wirtschaft und im öffentlichen Dienst. Mit dem 
Gesetz soll mittelfristig der Anteil von Frauen an 
Führungspositionen signifikant verbessert und 
letztlich eine Geschlechterparität erreicht 
werden. 

Die großen Karrieren machen heute wie vor 
zwanzig Jahren in der Regel die Männer. In den 
30 DAX-Unternehmen sind gerade mal 14 der 
188 Vorstandsposten mit Frauen besetzt.  

Wir haben nun mit gesetzlichen Regelungen 
dafür gesorgt, dass sich etwas ändert. Ein 
zentraler Baustein auf dem Weg hin zu mehr 
Geschlechtergerechtigkeit ist die gesetzliche 
Frauenquote. 

Für Aufsichtsräte von Unternehmen, die 
börsennotiert sind und der paritätischen 
Mitbestimmung unterliegen, gilt ab 2016 eine 
Geschlechterquote von 30 Prozent. Die Quoten-
regelung greift damit bei Aktiengesellschaften 
und Kommanditgesellschaften auf Aktien mit 
in der Regel mehr als 2000 Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitsnehmern sowie bei Europäischen 
Aktiengesellschaften (SE), bei denen sich das 
Aufsichts- oder Verwaltungsorgan aus der-
selben Zahl von Anteilseigner- und Arbeit-
nehmervertretern zusammensetzt.  

Diese Regelungen gelten nach dem aktuellen 
Stand für rund 100 Unternehmen in Deutsch-
land. Bei Nichterfüllung ist die quotenwidrige 
Wahl nichtig. Die für das unterrepräsentierte 
Geschlecht vorgesehenen Plätze bleiben recht-
lich unbesetzt ("leerer Stuhl"). 

 

Es gilt: Die Frauenquote kommt. 
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Wir haben uns durchgesetzt: Die Mietpreis-
bremse wurde erfolgreich verabschiedet und 
wird nun – ohne Abstriche umgesetzt. Ein 
wichtiger Erfolg für Millionen Mieterinnen und 
Mieter. 

Der Mietexplosion in vielen Ballungsräumen 
wird damit ein Ende gesetzt. Dort sind Miet-
steigerungen von über 30 Prozent bei Wieder-
vermietungen inzwischen keine Seltenheit 
mehr. In den von den Ländern ausgewiesenen 
Gebieten darf die Miete künftig bei Wieder-
vermietung maximal 10 Prozent über der 
ortsüblichen Vergleichsmiete liegen. 

Ungefähr 400.000 Mieterinnen und Mieter 
werden so bei der Wiedervermietung entlastet. 
Durch die Einführung des Bestellerprinzips: 
„Wer den Makler bestellt, der muss ihn auch 
bezahlen“, sparen die Mieter zusätzlich rund 573 
Millionen Euro. Damit werden die Mieter 
insgesamt um 857 Millionen Euro im Jahr 
entlastet. 

Um Anreize für den Neubau von Wohnungen 
auch weiterhin zu setzen, sind Neubauten und 
umfangreiche Wohnungsmodernisierungen 
von der Mietpreisbremse ausgenommen.  

Mit der Mietpreisbremse und dem Besteller-
prinzip werden auch die Wohnungssuchenden 
in den Kreisen Coesfeld und Steinfurt profi-
tieren. Es ist gut, dass wir jetzt eine Mietpreis-
bremse haben: Wohnen darf nicht zum Luxus-
gut werden!  

  

Begrenzung des Anstiegs von 

Mieten und Investitionen in die 

Städtebauförderung – das ist 

unsere sozialdemokratische 

Handschrift. 

Bezahlbares Wohnen für alle. 

Begrenzung des Anstiegs von Begrenzung des Anstiegs von 

Handschrift.

Begrenzung des Anstiegs von Begrenzung des Anstiegs von 

Mieten und Investitionen in die Mieten und Investitionen in die 

Städtebauförderung Städtebauförderung – das ist das ist Städtebauförderung 

unsere unsere sozialdemokratische sozialdemokratische 

HandschriftHandschrift.
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Für uns Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten ist Bildung eines unserer 
zentralen Themen. Dementsprechend haben 
wir maßgeblich dafür gesorgt, dass im 
Koalitionsvertrag Zukunftsinvestitionen in 
Kitas, Bildung und Wissenschaft von neun 
Milliarden Euro bis 2017  festgeschrieben sind.  

Wir erhöhen das BAföG um sieben Prozent und 
fördern über 100.000 Studierende zusätzlich. 
Darüber hinaus sorgt die Anhebun der 
Einkommensfreibeträge dafür, dass rund 
110.000 junge Menschen BAföG-Anspruch 
erhalten. Dies schafft weitere Chancen-
gleichheit. Denn schaut man sich die BaföG-
Quote aufgeschlüsselt nach Bildungsherkunft 
der Studierenden an, kommen circa 40% aus 
einer niedrigem und 30% aus einer mittleren 
Bildungsherkunft. Wir setzten damit den 
sozialdemokratischen Weg der Bildungs- und 
Chancengerechtigkeit weiter konsequent fort.  

Die Länder erhalten mehr Spielraum zur 
Finanzierung von Schulen und Hochschulen. 
Aufgrund der Tatsache, dass der Bund seit 2015 
die Kosten des BAföG vollständig übernommen 
hat, werden die Länder dauerhaft um rund 1,7 
Milliarden Euro pro Jahr entlastet. Das Geld wird 
dabei nicht in den Länder-
Haushalten eingespart, 
sondern weiter in Kitas, 
Schulen und Hochschulen 
investiert. Auch das ist 
sozialdemokratische 
Politik! 

Der Bund investiert in Kita- 
und Studienplätze sowie in 
Forschung und Entwick-
lung. Außerdem haben wir 
das Kooperationsverbot im 
Grundgesetz gelockert.       
Rund 750 Millionen Euro 
investiert der Bund 
zusätzlich in Krippen und 
Kitas.  

Darüber hinaus stellen wir 
bis 2020 rund 10 Milliarden Euro zur 

Finanzierung des Hoch-schulpaktes für mehr 
Studienplätze zur Verfügung.  

 

Die Maßnahmen sind ein großer Fortschritt für 
planbare und verlässliche Investitionen in 
Bildung und Wissenschaft in Deutschland. Wir 
verschaffen den Ländern dauerhafte Spiel-
räume für Zukunftsinvestitionen.  

Mit der BAföG-Reform und der Fortsetzung des 
Hochschulpaktes sorgen wir für mehr 
Chancengleichheit beim Hochschulzugang. 
Unabhängig davon wird sich die SPD-
Bundestagsfraktion weiter für eine bessere 
Zusammenarbeit von Bund und Ländern in der 
Schulpolitik einsetzen. 

  

Mehr Geld für Bildung. 
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In Deutschland soll es auch in Zukunft eine gut 
erreichbare und qualitativ hochwertige 
Krankenhausversorgung als Teil der öffent-
lichen Daseinsvorsorge geben. Deshalb muss sie 
sich den demografischen Herausforderungen 
einer älter werdenden Gesellschaft stellen. 
Gleichzeitig muss sie mit dem medizinischen 
Fortschritt mithalten.  

Die Situation der Beschäftigten in den 
Krankenhäusern ist mehr als schwierig. Heute 
versorgen in etwa 2000 Krankenhäusern mehr 
als eine Million Beschäftigte Patientinnen und 
Patienten. Die Rahmenbestimmungen zur 
Steuerung der stationären Angebots-
kapazitäten und zur Vergütung von Kranken-
hausleistungen erlässt der Bund. Die bedarfs-
gerechte Versorgung der Bevölkerung mit 
Krankenhausleistungen müssen die Länder 
sicherstellen. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
zur Krankenhausreform hatte am 5. Dezember 
2014 Eckpunkte zur Krankenhausreform 
vorgelegt, die mit dem Krankenhausstruktur-
gesetz umgesetzt wurden. 

Im Rahmen eines Pflegestellenförderpro-
gramms sollen insgesamt 660 Millionen Euro 
zur Verfügung gestellt werden, damit 
Krankenhäuser mehr Pflegekräfte einstellen 
können, z.B. für die pflegerische Versorgung von 
demenzkranken und pflegebedürftigen 
Patientinnen und Patienten. Auch soll der 

bisherige Versorgungszuschlag ab 2017 durch 
einen Pflegezuschlag von 500 Mio. Euro ersetzt 
werden. Indem der Zuschlag nach den 
Pflegedienstpersonalkosten der allgemeinen 
Krankenhäuser verteilt wird, kommt er 
insbesondere solchen Häusern zu Gute, die in 
der Vergangenheit keine Pflegestellen abge-
baut haben und ihr Personal anständig 

bezahlen. 

 

Mit einem Strukturfonds sollen 
die Länder zudem unterstützt 
werden, notwendige Umstruk-
turierungen zur Verbesserung 
der Versorgung voranzu-
bringen. Dafür werden bis zu 
500 Millionen Euro aus der 
Liquiditätsreserve zur Ver-
fügung gestellt, wenn sich die 
Länder in gleicher Höhe 
beteiligen. Die Qualität der 
medizinischen Versorgung in 
Krankenhäusern wird in 

Zukunft sowohl bei der Krankenhausplanung 
als auch über finanzielle Zu- und Abschläge für 
besonders gute bzw. schlechte Qualität der 
Behandlung berücksichtigt. 

Die Krankenhausreform trägt unsere sozial-
demokratische Handschrift:  

Ausbau des Pflegepersonals, 

Verbesserung der Versorgung aller 

Patientinnen und Patienten sowie 

die Förderung der Qualität von 

Leistungen in allen 

Krankenhäusern. 

 

  

Bessere Versorgung und mehr Vorsorge. 

Ausbau des Pflegepersonals, Ausbau des Pflegepersonals, 

Verbesserung der Versorgung aller 

Ausbau des Pflegepersonals, Ausbau des Pflegepersonals, 

Verbesserung der Versorgung aller Verbesserung der Versorgung aller Verbesserung der Versorgung aller 

Patientinnen und Patienten sowie Patientinnen und Patienten sowie 

die Förderung der Qualität von die Förderung der Qualität von die Förderung der Qualität von 

Leistungen in allen Leistungen in allen Leistungen in allen 

Krankenhäusern.Krankenhäusern.
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Der Bundestag hat im Mai diesen Jahres das 
Tarifeinheitsgesetz beschlossen. Damit hat der 
Gesetzgeber den bewährten Rechtszustand, der 
bis zur Entscheidung des Bundesarbeits-
gerichtes im Jahr 2010 galt, wiederhergestellt: 
ein Betrieb – ein Tarifvertrag.  

 

Tarifautonomie und eine gute Sozialpartner-
schaft sind Grundpfeiler der sozialen Markt-
wirtschaft und tragen wesentlich zum 
wirtschaftlichen Erfolg Deutschlands bei. 
Konflikte von konkurrierenden Gewerkschaften 
(Tarifkollisionen) schwächen jedoch das 
solidarische Miteinander in Betrieben und 

leisten einer Zersplitterung der Arbeitnehmer-
vertretung Vorschub. Mit dem Gesetz haben wir 
das Mehrheitsprinzip wieder stärker in der 
Tariflandschaft verankert. 

 

Wichtig ist: Das Streikrecht 

bleibt unangetastet! 

 

Kleine Gewerkschaften können auch weiterhin 
für die Interessen ihrer Mitglieder eintreten. Im 
Konfliktfall müssen sich konkurrierende 
Gewerkschaften aber zum Wohle der gesamten 
Belegschaft einigen. Nur wenn dies nicht 
gelingt, soll der Tarifvertrag derjenigen 
Gewerkschaft angewendet werden, die im 
Betrieb über die meisten Mitglieder verfügt. So 
wird sichergestellt, dass der Tarifvertrag mit der 
größten Akzeptanz gilt. Gemeinsam mit der in 
der eingesetzten Mindestlohnkommission ist 
das Gesetz zur Tarifeinheit ein wichtiger Schritt, 
um Tarifautonomie und Tarifpartnerschaft in 
unserem Land zu stärken. 

Tarifeinheit – Ein Betrieb. Ein Tarifvertrag. 

Wichtig ist: Das Streikrecht Wichtig ist: Das Streikrecht 

bleibt unangetastet!bleibt unangetastet!
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BERLIN / DÜLMEN Der 20. März war der Tag in 
diesem Jahr, bis zu dem Frauen arbeiten 
müssten, um denselben jährlichen Durch-
schnittslohn wie Männer zu erwirtschaften. 22 
Prozent beträgt die unbereinigte Lohnlücke und 
ist damit seit Jahren fast unverändert. Diese 
Ungleichheit müssen wir endlich beenden. 

 
Dafür werden wir entscheidende Schritte 
machen und die von Frauenministerin Manuela 
Schwesig geplanten gesetzlichen Regelungen 
zur Herstellung von Entgeltgleichheit auf den 
Weg bringen. 

 
Es ist blamabel, dass das wirtschaftlich erfolg-
reiche Deutschland in dieser Hinsicht EU-weit 
unter den Schlusslichtern ist. Selbst wenn man 
aus der Statistik herausrechne, dass Frauen 
öfter in Teilzeit arbeiten, für die Familie im Beruf 
pausieren und seltener in Führungspositionen 
seien, bliebe eine Lohnlücke von 7 - 8 Prozent. 
Dabei handelt es sich um unmittelbare Lohn-

diskriminierung. Darauf weisen am Equal Pay 
Day diverse Aktionen hin, unter anderem in 
diesem Jahr auch in der Dülmener Innenstadt. 

Ich bin froh, dass endlich Taten folgen, damit 
dieser Missstand beendet wird. Gesetzliche 
Regelungen zur Entgelttransparenz sind dabei 
ein riesiger erster Schritt. Nur wo Lohndis-
kriminierung offengelegt wird, kann sie 
bekämpft werden. Doch Transparenz alleine 
reicht nicht, um die Lohnlücke zu schließen. 
Berufe, in denen hauptsächlich Frauen arbeiten, 
müssen besser entlohnt werden. Der 
Mindestlohn hat uns dabei ein großes Stück 
vorangebracht. Darüber hinaus müssen die 
frauentypischen Berufe und deren Anforde-
rungen neu bewertet werden. 

Genauso wichtig ist es, die Kinderbetreuung 
auszubauen und die Partnerschaftlichkeit in 
den Familien zu stärken. Mit dem Elterngeld 
Plus haben wir ein Instrument, das nicht nur 
Männern in der Familie mehr Möglichkeiten 
verschafft, sondern auch Frauen im Beruf 
beweglicher macht. 

Die Frauenquote wird vor allem in der Wirt-
schaft das ihre dazu tun, einen Kulturwandel in 
den Chefetagen zu beschleunigen und die 
Unterschiede bei den Gehältern zu verringern. 

 
Mit der Kombination all dieser Bausteine tragen 
wir dazu bei, die Lohnlücke zu schließen. Ich bin 
sicher, dass der Equal Pay Day bald deutlich 
früher im Jahr stattfinden wird. Ziel bleibt 
allerdings das zeitliche Zusammenfallen von 
Equal Pay Day und Silvester auf denselben Tag.  

Equal Pay Day – Gesetz zur Entgeltgleichheit kommt. 
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Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft Mitglied im Ausschuss für 

und Energie des Bundestages 

Seit dem Herbst bin ich ordentliches Mitglied im 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie im 
Deutschen Bundestag. Ich freue mich auf die 
neue Aufgabe in diesem wichtigen Ausschuss. 

Als früherer langjähriger Bezirksleiter bei der IG 
BCE habe ich im ständigen Kontakt zu den 
Unternehmen in unserer Region gestanden. 
Diese gute Zusammenarbeit möchte ich als 
Mitglied im Wirtschaftsausschuss des 
Deutschen Bundestages weiter vertiefen und 
damit die Wirtschaft in unserer Region 
erfolgreich voranbringen. 

 

Gemeinsam mit meinem Kollegen Dirk Wiese im 
Europasaal bei der Sitzung des Wirtschaftsausschusses 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf Wiedersehen lieber Jonathan!Auf Wiedersehen lieber Jonathan! 

Im Oktober 2014 begann Jonathan Steffens aus 
Altenberge sein Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) in 
meinem Berliner Büro. In dieser Zeit bekam er 
einen umfassenden Einblick in unsere Arbeits-
abläufe und in die inhaltlichen Aufgaben des 
Deutschen Bundestages. 

Jonathan schrieb unter anderem in seinem 
Erfahrungsbericht über seine Tätigkeit folgende 
Zeilen:  

 

„[…]Die brandaktuellen Neuigkeiten die man 
tagtäglich im Büro so mit bekommt, kann man 
sich dann abends in der Tagesschau noch 
einmal ansehen. Aus diesem Grund wird es 
auch nie langweilig, interessante aber auch 
herausfordernde Aufgaben warten jeden Tag 
im Büro […] Ich habe allerdings auch die 
Gelegenheit Ulli zu der einen oder anderen 
Veranstaltungen zu begleiten, hier kriegt man 
wirklich interessante Einblicke in das politische 
Leben der Hauptstadt. […]“ 

 

Vielen Dank für deine tatkräftige Unterstützung 
und viel Erfolg bei deinem Studium wünscht Dir 
das ganze Team. 

 

 

  

Aus Berlin kurz notiert. 

„[…]Die brandaktuellen Neuigkeiten die man 
tagtäglich im Büro so mit bekommt, kann man 
sich dann abends in der Tagesschau noch 
einmal ansehen. Aus diesem Grund wird es 
auch nie langweilig, interessante aber auch 
herausfordernde Aufgaben warten jeden Tag 
im Büro […] Ich habe allerdings auch die 
Gelegenheit Ulli zu der einen oder anderen 
Veranstaltungen zu begleiten, hier kriegt man 
wirklich interessante Einblicke in das politische 
Leben der Hauptstadt. […]“



Für unser Coesfeld und Steinfurt 
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Deutschland heißt heute für viele 

Flüchtlinge Hoffnung. 

Sie nehmen unglaubliche Strapazen auf sich, 
setzen sich größten Gefahren aus und legen mit 
dem Mut der Verzweiflung tausende Kilometer 
zurück, um zu uns zu gelangen. Unter Ihnen 
sind viele Familien mit Kindern, die mit letzter 
Kraft bei uns Zuflucht suchen. 

 

Wir werden sicher nicht alle Probleme dieser 
Welt lösen können. Aber wenn Menschen in Not 
zu uns kommen, dann ist für uns 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
klar: Wir wollen helfen - und wir werden immer 
an ihrer Seite stehen. Hand in Hand mit vielen 
tausenden Menschen in ganz Deutschland, die 
heute schon tolle Arbeit leisten. Die Politik ist 
gefordert und die Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands packt auch hier an: Wir wollen ein 
Einwanderungsgesetz, mehr Mittel für die 
Kommunen und mehr Solidarität in ganz 
Europa. Dafür machen wir uns stark – Das ist 
das eine. Das andere ist, dass wir alle ein 
Zeichen setzen können. „Deutschland heißt 
willkommen“ ist unser Motto.  

Wir laden alle ein mitzumachen und ein Zeichen 
zu setzen für ein weltoffenes, tolerantes und 
friedliches Deutschland.  

 

Flüchtlingspolitik in Deutschland 

Viele Menschen in Deutschland sind bewegt 
vom Schicksal der Flüchtlinge, die in Europa 
Schutz suchen. Bilder wie vom Dortmunder 

Hauptbahnhof zeigen, dass viele Menschen 
helfen, oft spontan. Sie schaffen ein Klima des 
Willkommens und bieten gleichzeitig 
menschenverachtender Hetze die Stirn. Die 
Bürgerinnen und Bürger sind mit ihrer 
Hilfsbereitschaft in Vorleistung gegangen. Und 
sie erwarten zu Recht, dass der Staat nun 
seinerseits seinen Teil beiträgt und schnell 
handelt. 

 

Wir dürfen uns aber nichts vormachen: Länder 
und Kommunen, freiwillige Helfer und 
Hilfsorganisationen sind an ihrer Belastungs-
grenze. Viele Bürgerinnen und Bürger – gerade 
viele der Helferinnen und Helfer selbst – fragen 
sich, ob das hohe Tempo, mit dem neue 
Flüchtlinge ankommen, auf Dauer verkraftbar 
ist und wir in der Lage bleiben, sie menschen-
würdig unterzubringen und zu integrieren. 
Diese Sorgen dürfen wir weder ignorieren noch 
durch hilflose Parolen verstärken. Sondern wir 
müssen zuhören und Menschen ihre Ängste 
nehmen. Anderenfalls riskieren wir, dass unsere 
Gesellschaft ihre Zuversicht verliert und sich 
über die Flüchtlingspolitik entzweit. 

Unser Land darf sich nicht in zwei Lager spalten, 
die einander sprach- und verständnislos 
gegenüberstehen. Die wichtigste Aufgabe von 
uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten ist es deshalb, unsere Gesellschaft in 
dieser schwierigen Situation zusammenzu-
halten. Platter Stimmungsmache setzen wir 
eine ehrliche Debatte entgegen: Eine, die ohne 

Deutschland heißt Willkommen. 
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Illusionen die gewaltigen Aufgabe beschreibt, 
die vor uns liegt und die realistisch bleibt. Denn 
einfache Lösungen, die von heute auf morgen 
wirken, gibt es nicht. Wer anderes behauptet, 
der macht falsche Versprechen.  

Die Spitzen der Koalition haben sich auf ein 
umfassendes Gesamtpaket des Bundes ge-
einigt. Dabei hat die SPD klargestellt: Am 
Grundrecht auf Asyl wird nicht gerüttelt!  

Der Bund wird im Gegenteil weitere 6 Mrd. Euro 
pro Jahr für Versorgung und Integration der 
Flüchtlinge zur Verfügung stellen, davon 3 Mrd. 
Euro für eigene Ausgaben des Bundes für 
Flüchtlinge und 3 Mrd. Euro als Unterstützung 
von Ländern und Kommunen. Nun muss rasch 
eine Einigung mit den Ländern gefunden 
werden.  Bund, Länder und Kommunen müssen 
gemeinsam an einem Strang ziehen. 

Ab 2016 erhalten die Länder für die Dauer des 
Asylverfahrens eine monatliche Pauschale von 
670 Euro pro Flüchtling. Damit löst der Bund 
sein Versprechen ein, sich ab 2016 strukturell 
und dynamisch an den Kosten für Flüchtlinge zu 
beteiligen. Für dieses Jahr stellt der Bund 
Soforthilfe von insgesamt 2 Mrd. Euro zur 
Verfügung. Der Bund greift Ländern und 
Kommunen zusätzlich unter die Arme, indem er 
einen finanziellen Beitrag von 350 Mio. Euro zu 
den Kosten für unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge leistet. Darüber hinaus können die 

Länder eine elektronische Gesundheitskarte für 
Flüchtlinge einführen. Die Kosten hierfür 
werden von der öffentlichen Hand getragen, 
gehen also nicht zu Lasten der Versicherten und 
der gesetzlichen Krankenkassen. 

Allgemein ist uns wichtig, dass die Ausgaben für 
Flüchtlinge nicht andere Belange tangieren. Der 
Bund ist in der Lage, einen angemessenen Teil 
der Kosten für die Versorgung der Flüchtlinge zu 
stemmen, ohne seine Investitionen in Bildung 
oder Verkehrsinfrastruktur zurückfahren zu 
müssen. Im Gegenteil, der Haushaltsentwurf 
2016 sieht vor, dass der Bund seine Investitionen 
– bereinigt um den kommunalen Investitions-
förderungsfonds – um gut 14,6 Prozent steigert. 
Auch das ist sozialdemokratische Politik. 

Deutschland muss auch künftig in der Lage 
bleiben, Asylsuchende aufzunehmen, die 
unseren Schutz brauchen. Mit unserem 
Koalitionspartner haben wir uns daher auf 
Maßnahmen verständigt, damit Menschen 
ohne Bleibeperspektive schnell wieder 
ausreisen. Die Frage, wer Schutz braucht und 
wer nicht, wird weiterhin in einem fairen 
Verfahren und nach Maßgabe des im 
Grundgesetz verbürgten Rechts auf Asyl ent-
schieden. Im Vergleich zum Referentenentwurf 
des Bundesinnenministers haben wir im 
Gesetz-entwurf wichtige Verbes-serungen 
erreicht: Die Liste der sicheren Herkunfts-
staaten wird künftig alle zwei Jahre überprüft 

und das von der Union 
angestrebte Bildungsver-
bot in bestimmten Fällen 
ist vom Tisch. 
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Immer mehr Kinder und Jugendliche fliehen 
allein aus ihren Heimatländern nach Deutsch-
land. Die meisten von ihnen kommen in einigen 
wenigen Kommunen an. Um die Lasten besser 
zu verteilen, soll eine bundesweite Aufnahme-
pflicht der Länder eingeführt werden. Dabei 
muss eine angemessene Betreuung, Unterkunft 
und Versorgung der Kinder und Jugendlichen 
gewährleistet sein. Auch soll klargestellt 
werden, dass ausländische Kinder und Jugend-
liche Zugang zu allen Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe haben. Außerdem soll das 
Mindestalter zur Begründung der Handlungs-
fähigkeit in Asylverfahren von 16 auf 18 Jahre 
angehoben werden. Damit setzen wir eine 
Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag um 
und kommen auch der Verpflichtung aus der 
Kinderrechtskonvention der Vereinten 
Nationen nach. 

 

Die große Koalition hat sich Ende November in 
der Flüchtlingspolitik auf einen guten Kom-
promiss verständigt. Die SPD hat in diesem 
sichergestellt, dass Menschen, die in Deutsch-
land Schutz suchen, auch weiterhin ein 

menschliches und faires Verfahren erhalten. 
Auch hinsichtlich des Familiennachzugs haben 
wir ein klares Zeichen gesetzt. Es darf nicht sein, 
dass wir syrischen Männern in Deutschland 
Zuflucht gewähren, ihren Kindern und Frauen 
aber, die in Syrien von Krieg und Gewalt bedroht 
sind, diesen Schutz verweigern. Viele Flücht-
linge kommen derzeit ohne Registrierung ins 
Land. Deshalb haben Bund und Länder 
gemeinsam beschlossen, Warte- und Verteil-
zentren einzurichten, in denen eine erste 
Aufnahme und Registrierung erfolgt. Das 
finden wir richtig. Haftähnliche Transitzonen, 
wie von der Union gefordert, sind vom Tisch:  

 Asylsuchende mit geringen Chancen auf 
Anerkennung werden künftig in beson-
deren Aufnahmeeinrichtungen unterge-
bracht, in denen die Asylverfahren in rund 
drei Wochen abgeschlossen sein sollen. 
Diese Regelung betrifft Menschen aus 
sicheren Herkunftsstaaten, mit Wiederein-
reisesperren oder solche, die keine Bereit-
schaft zeigen, ihre wahre Herkunft 
aufzudecken.  

 Für diesen Personenkreis gilt auch eine 
verschärfte Residenzpflicht, d.h. sie dürfen 
den Bezirk der zuständigen Ausländer-
behörde nicht verlassen. Ihre Rückführung 
soll unmittelbar aus der Aufnahme-
Einrichtung erfolgen. Wer sich diesem 
Verfahren verweigert, dem drohen künftig 
Sanktionen wie etwa Wegfall des 
Leistungsanspruchs.  

 Alle Asylsuchende erhalten darüber hinaus 
künftig bei der Registrierung einen einheit-
lichen Ausweis, der in einer einheitlichen 
Datenbank erfasst wird. Dies verhindert, 
dass unterschiedliche Behörden mehrmals 
Personalien aufnehmen müssen und trägt 
somit zu einer deutlichen Beschleunigung 
der Asylverfahren bei.  

 

Mehr Hilfe für Flüchtlinge und Mehr Hilfe für Flüchtlinge und 

Kommunen 

Kommunen und Länder tragen die Hauptlast 
bei Aufnahme und Versorgung der Flüchtlinge. 
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Wir haben erreicht, dass der Bund sie deutlich 
stärker bei dieser Aufgabe unterstützt: 

 Der Bund wird Ländern und Kommunen 
zusätzlich zu bereits beschlossenen Ent-
lastungen ab 2016 weitere 3 Mrd. Euro zur 
Verfügung stellen. 

 Der Bund unterstützt Länder und Kom-
munen beim Ausbau von 150.000 
winterfesten Plätzen in Erstaufnahmeein-
richtungen, indem er Liegenschaften miet-
zinsfrei überlässt. Er übernimmt zudem, 
falls notwendig, die Kosten für deren 
Herrichtung. Sofern Bundesliegenschaften 
nicht zur Verfügung stehen, wird der Bund 
die Bereitstellung erforderlicher Plätze 
finanziell unterstützen. In einem 
Beschleunigungsgesetz sollen Abweich-
ungen von geltenden Standards z.B. im 
Baurecht   ermöglicht werden. 

 Um Kommunen zusätzlich zu entlasten, 
brauchen wir schnellere Asylverfahren. Wie 
im Koalitionsvertrag vereinbart, muss die 
Entscheidung über das Bleiberecht in 
maximal drei Monaten gefällt werden. 
Derzeit sind wir noch deutlich von diesem 
Ziel entfernt. Wir haben erreicht, dass eine 
Taskforce eingerichtet wird, um die 
Asylverfahren sowie die Besetzung der 
bewilligten neuen offenen Stellen beim 
Bundesamt für Migration (BAMF) zu 
beschleunigen. Auch die Einstufung von 
Kosovo, Albanien und Montenegro als 
sichere Herkunftsstaaten dient dem Zweck, 
die Verfahren derjenigen, die kaum Aussicht 
auf Asyl in Deutschland haben, schneller 
bearbeiten zu können.  

 

Der Bund wird auf Vorschlag der SPD in den 
nächsten drei Jahren zusätzlich 3.000 Stellen 
bei der Bundespolizei schaffen, um u.a. 
Kommunen bei der Aufnahme der Flüchtlinge in 
Erstaufnahmeeinrichtungen besser zu 
unterstützen. 

 Um die Arbeit vieler ehrenamtlicher Helfer 
stärker unterstützen, werden weitere 
10.000 Stellen beim Freiwilligendienst des 
Bundes geschaffen. 

 Asylsuchende sollen erst nach Antrags-
stellung auf Kommunen verteilt werden, 
sofern die entsprechenden Kapazitäten 
vorhanden sind. Die zulässige Höchstdauer 
des Aufenthaltes in Erstaufnahmeein-
richtungen soll deshalb künftig bis zu sechs 
Monate betragen. Für Asylsuchende aus 
sicheren Herkunftsländern verlängert sich 
der Aufenthalt bis zum Ende des Verfahrens. 

 

Meldungen aus CDU-Kreisen, die den Eindruck 
erwecken, wonach das Land Nordrhein-
Westfalen die für die Kommunen bestimmten 
Gelder nicht zu 100% direkt weiterleiten würde, 
sind schlichtweg falsch. Der SPD-Fraktions-
vorsitzende im NRW-Landtag, Norbert Römer, 
hat versichert, dass das Land die volle Summe 
der Bundesmittel an die Kommunen weitergibt, 
obwohl die Hälfte davon aus Landesmitteln an 
den Bund zurückgezahlt werden muss. Bund 
und Land NRW waren immer ein starker Partner 
der Kommunen bei der Bewältigung der 
finanziellen Lasten und werden dies auch in 
Zukunft sein. 
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Integrationskraft und Zusammenhalt Integrationskraft und Zusammenhalt 

unserer Gesellschaft stärken 

Von den über 800.000 Menschen, die dieses 
Jahr in unserem Land Asyl beantragen, werden 
viele dauerhaft bleiben. Wie lebenswert 
Deutschland in Zukunft sein wird, hängt auch 
davon ab, wie es uns gelingt, diese Menschen in 
unsere Gesellschaft zu integrieren. Das ist eine 
enorme Aufgabe, die unser Land nachhaltig 
prägen wird. Ich bin überzeugt, wir können das 
packen – wenn wir ehrlich die damit 
verbundenen Herausforderungen benennen 
und die Fehler der Vergangenheit vermeiden. 

 

Das bedeutet: Wir müssen von Anfang an 
unsere volle Konzentration auf Spracherwerb, 
Schulbildung und Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt richten. Das ist der Dreiklang für 
eine erfolgreiche Integration. 

Der Bund wird deshalb die Mittel für Sprach- 
und Integrationskurse sowie Programme für 
berufsbezogene Sprachförderung dem gestie-
genen Bedarf anpassen. Wir setzen uns weiter 
dafür ein, dass auch die Förderung der 
Sprachkompetenz von Kleinkindern im Rahmen 
des Kita-Sprachprogramm erhöht wird. 

 

Asylsuchende, die bei uns bleiben, müssen die 
Chance haben, bald nach ihrer Ankunft Arbeit 
zu finden, damit sie sich und ihre Familien 
eigenständig versorgen können. Deshalb wird 
der Bund die Mittel für arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen sowie für berufsbezogene 
Deutschförderung und für qualifiziertes 
Personal in Jobcentern aufstocken. 

 

Europas Werte verteidigen 

Wir brauchen ein starkes Europa, eines das 
zusammenhält und nicht in die Einzelinteressen 
seiner Mitgliedstaaten auseinanderfällt. 
Solidarität ist auch unabdingbar, um die 
Herausforderung der stetig wachsenden Zahl 
von Menschen zu bewältigen, die in Europa 
Zuflucht suchen. Gegenwärtig nehmen fünf 
Mitgliedstaaten gut 70 Prozent aller Asyl-
suchenden auf. 

Die Entscheidung der Bundesregierung, Flücht-
linge aus Ungarn in Deutschland aufzunehmen, 
war eine notwendige humanitäre Entscheidung 
in einer Ausnahmesituation. Deutschland muss 
die Werte verteidigen, die Europa charak-
terisieren und für die es in der Welt steht. Dazu 
gehört es, Menschen in Not zu helfen. Wenn es 
darum geht, Flüchtlinge menschenwürdig 
aufzunehmen und zu versorgen, müssen daher 
alle Staaten ihre Verpflichtungen erfüllen. Wer 
sich seiner Verantwortung entzieht, der stellt 
seine Eignung für ein vereintes, solidarisches 
Europa infrage. 

Die Europäische Union darf keine Zeit mehr 
verlieren, sondern muss geschlossen und 
entschlossen handeln. Wir erwarten zügige 
Entscheidungen. Die Europäische Union muss 
eine einheitliche Linie in der Asyl- und 
Flüchtlingspolitik finden. Notwendig ist eine 
faire Verteilung der Menschen, die in Europa 
Zuflucht suchen. Auch beim Kampf gegen 
Schleuserkriminalität und gegen die 
Fluchtursachen in den Herkunftsländern muss 
Europa vereint agieren. 

Entweder schaffen wir Europäer es, unsere 
Außengrenzen zu sichern, oder wir riskieren, 
eine der größten Errungenschaften des 
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vereinten Europas, die Reisefreiheit, zu 
verlieren. Soweit darf es nicht kommen! Die 
Rückkehr von Grenzzäunen innerhalb der EU ist 
keine Lösung der Flüchtlingskrise, sondern 
beschädigt nachhaltig das Fundament der 
europäischen Einigung. Europa muss eine 
solidarische Lösung der Probleme finden. Ein 
effektiver Schutz der EU-Außengrenzen und 
damit auch die Umsetzung einer Kontingent-
lösung sind nur in enger Zusammenarbeit mit 
der Türkei machbar. Deshalb brauchen wir das 
Abkommen mit der Türkei, das auch eine 
stärkere finanzielle Unterstützung der Türkei 
für die Versorgung syrischer Flüchtlinge 
beinhaltet. Uns ist bewusst, die Türkei ist kein 
einfacher, sie ist und bleibt aber ein 
unverzichtbarer Partner für Europa. 

Nur miteinander, nicht gegen-
einander schaffen wir in Europa eine 
Rückkehr zu geordneten Asylver-
fahren. Konkret bedeutet das: 
Griechenland und Italien brauchen 
beim Aufbau von Ankunftszentren 
rasch finanzielle und logistische 
Unterstützung. Denn nur wenn 
Flüchtlinge bei ihrer Ankunft 
konsequent registriert werden, ist 
eine faire Verteilung auf die 
Mitgliedsstaaten überhaupt möglich. 
Aber unsere humanitäre Verantwortung 
beginnt nicht erst auf europäischem Boden. 
Deshalb werden wir Jordanien, den Libanon und 
die Türkei, stärker unterstützen, um auch dort 
die Lebens-bedingungen von Flüchtlingen zu 
verbessern. Uns ist es gelungen, beim G7-
Außenminister-treffen in New York eine 
weitere Aufstockung der internationalen 
Flüchtlingshilfe um insgesamt 1,8 Milliarden 
Dollar zu erreichen. Deutschland wird sich an 
dieser internationalen Initiative mit 100 Mio. 
Euro beteiligen und hat seine humanitäre Hilfe 
bereits um 400 Mio. Euro erhöht. Wir wissen 
aber auch: Der Kampf gegen die Fluchtursachen 
in den Heimatländern erfordert einen langen 
Atem. Das gilt insbesondere auch für den 
blutigen Bürgerkrieg in Syrien. 

Hier gibt es nach langen diplomatischen 
Bemühen des deutschen Außenministers Frank-
Walter Steinmeiers endlich Anlass zu Hoffnung: 

Erstmals saßen alle relevanten Akteure im 
November in Wien gemeinsam an einem Tisch, 
darunter neben den fünf UN-Vetomächten 
auch der Iran, Saudi-Arabien und die Türkei. Alle 
Beteiligten haben sich nun auf einen politischen 
Prozess unter dem Dach der Vereinten Nationen 
verständigt, um einen Ausweg aus dem 
blutigen Konflikt zu finden. Und sie haben sich 
zum Ziel des Erhalts eines einheitlichen, 
säkularen syrischen Staates bekannt. Das ist ein 
großer Erfolg von Frank-Walter Steinmeier und 
kann der erste Schritt zu einer politischen 
Lösung sein. 

 

Fluchtursachen besser bekämpfen 

Menschen brauchen in ihrer Heimat eine 
Perspektive auf ein gutes Leben in Sicherheit. 
Nur dann werden wir die Ursachen von Flucht 
wirksam eindämmen. Rasche humanitäre Hilfe 
in den Flüchtlingslagern der Krisenregionen, 
Stabilisierung und Aufbauhilfe in den Her-
kunftsländern sowie längerfristige Entwick-
lungszusammenarbeit müssen daher Hand in 
Hand gehen. Wir haben durchgesetzt, dass 
Deutschland sein Engagement für Krisen-
bewältigung und –prävention stark ausbauen: 
Die dafür vorgesehenen Mittel im Haushalt des 
Auswärtigen Amts werden um 400 Mio. Euro 
jährlich aufgestockt. Gleichzeitig wird der Bund 
die Visastellen in den Auslandsvertretungen 
personell verstärken und insbesondere in den 
Herkunftsländern des Westbalkans intensiv 
über Asylchancen und Migrationsmöglichkeiten 
aufklären. Den Verheißungen der organisierten 
Schleuserkriminalität und den Gerüchten in 
sozialen Netzwerken müssen wir ein 
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realistisches Bild der asyl- und aufenthalts-
rechtlichen Chancen in Deutschland entgegen-
setzen. 

 

Freiheit und Demokratie 

entschlossen verteidigen  

Die niederträchtigen Morde von Paris Anfang 
des Jahres bei Charlie Hebdo und im November 
sind ein Angriff auf unsere demokratische und 
freiheitliche Gesellschaft. Unsere Anteilnahme 
und unser Mitgefühl gelten den Opfern sowie 
deren Angehörigen. Für mich ist klar, dass 
soziale Europa wird durch diesem feigen 
Anschlag nicht auseinandergehen, sondern wir 
werden enger zusammenrücken, enger an der 
Seite unserer europäischen Partner stehen und 
unsere freiheitlichen Grundwerte verteidigen. 
Der Ausspruch des ehemaligen norwegischen 
Ministerpräsidenten Jens Stoltenberg: „Unsere 
Antwort ist mehr Demokratie, Mehr Offenheit, 
mehr Menschlichkeit“, gilt damals wie heute. 

 
Wir stehen fest an der Seite der über-
wältigenden Mehrheit der friedlich lebenden 
Muslime in unserem Land, die sich klar von 
Terror und Gewalt distanzieren. Sie sind ein 
fester Teil unserer Gesellschaft und gehören zu 
uns! Wer zudem die Flüchtlingsfrage mit den 
Anschlägen in Verbindung setzt, schürt Ängste, 
macht Opfer zu Tätern und säht rechtes 
Gedankengut. Viele Flüchtlinge fliehen vor 
diesem Terror, der in ihrer Heimat – sei es bspw. 
Aleppo oder Damaskus – tagtäglich stattfindet. 

Wir müssen verhindern, dass die Demagogen 
von Pegida und AfD die Anschläge für ihre 
Zwecke instrumentalisieren. Indem sie Stim-
mung gegen die friedlich lebenden Muslime 

machen, treiben sie einen gefährlichen Keil in 
unsere Gesellschaft. Damit spielen sie den 
Terroristen in die Hände. Denn deren Ziel ist es, 
Angst und Misstrauen zu schüren und den Islam 
für ihre menschenverachtenden Verbrechen 
und Machtphantasien zu missbrauchen. Das 
werden wir nicht zulassen. Außerdem sage ich 
ganz deutlich, allen denen, die auf Kund-
gebungen von Pegida und AfD mitlaufen, muss 
klar sein, dass sie fremdenfeindlichen Stim-
mungen eine Plattform geben. Folgen Sie 
diesen Menschen nicht. Verkürzte, scheinbare 
Lösungen führen nur zu Unfrieden und einer 
Spaltung unserer Gesellschaft. 

Gleichzeitig machen wir klar: Wir werden nicht 
akzeptieren, dass Hassreden die Lufthoheit über 
das Netz gewinnen. Deshalb unterstützen wir 
die Initiative von Justizminister Heiko Maas für 
bessere Standards zur Löschung fremdenfeind-
licher Aussagen in den sozialen Medien. Wir 
wollen, dass Deutschland ein offenes und 
starkes Land bleibt, das allen seinen Menschen 
die Chance auf ein gutes Leben bietet. 

 

Wir kümmern uns um die Sorgen aller Wir kümmern uns um die Sorgen aller 

Menschen in Deutschland 

Wir wollen gemeinsam mit denen, die zu uns 
kommen, die Chancen nutzen, die in der 
Zuwanderung stecken. Das schaffen wir, wenn 
unsere Gesellschaft zusammenhält. Deshalb 
dürfen wir nicht die Sorgen der Menschen aus 
dem Blick verlieren, die schon bei uns leben. Wir 
kämpfen dafür, dass  alle eine gute Perspektive 
auf dem Arbeitsmarkt mit fairen Löhnen haben. 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat dazu konkrete 
Beschlüsse für gute Pflege, faire Löhne, mehr 
bezahlbaren Wohnraum und digitale Teilhabe 
gefasst und durchgesetzt. 

  



Für unser Coesfeld und Steinfurt 
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COESFELD Gute und gesunde Arbeit zeichnet 
das Unternehmen J.W. Ostendorf in Coesfeld 
aus. Bereits in meiner Funktion als Bezirksleiter 
der IG BCE pflegte ich stetigen und guten 
Kontakt zum Betriebsrat und den vielen 
Kolleginnen und Kollegen beim modernsten 
Farbenhersteller Europas, der fest mit unserem 
Münsterland verwurzelt ist. Für mich als 
Coesfelder-Bundestagsabgeordneter ist es 
daher ein wichtiges Anliegen, den guten 
Kontakt weiter zu suchen. In diesem Zuge 
besuchte ich J.W. Ostendorf zweimal im 
zurückliegenden Jahr 2015. Besondere Freude 
bereitete mir dabei das Wiedersehen mit den 
vielen alten Kolleginnen und Kollegen. 

 

 Bei meinem ersten Besuch mit dem SPD-
Landratskandidaten Carsten Rampe zeigte sich 
in vielen gemeinsamen Gesprächen mit den 
Beschäftigten u.a. wie wichtig die Rolle der 
Mitbestimmung in Betrieben ist. Im Austausch 
mit dem Prokuristen und Director of Human 
Resources Stefan Heymann besprachen wir 
zusammen die Rolle der Wirtschaft – 
insbesondere des Mittelstandes – in unserem 
Kreis. Die von der SPD aktuell thematisierte 
Fragestellung des wichtigen Breitbandausbaus 
zeigt sich immer wieder bei Firmenbesuchen, so 
auch bei J.W. Ostendorf, die mit mehr als 800 
Mitarbeiterinne und Mitarbeitern im In- und 
Ausland auf einen lückenlosen Datentransfer 
angewiesen sind. Die Verbindung zu schnellem 
Internet ist heutzutage unerlässlich für eine 
positive wirtschaftliche Entwicklung. Die 
Datenautobahn ist heute gleichbedeutend der 

Transportautobahn. Daher ist es – gerade für 
den ländlichen Raum – unerlässlich, dass die im 
Koalitionsvertrag vereinbarten Ausbauziele mit 
flächendeckend 50 Mbit/s bis 2018 umgesetzt 
werden. 

 

Als ein weiteres interessantes und vorbildhaftes 
Engagement bei J.W. Ostendorf ist deren 
betriebliches Gesundheitsmanagement 
„JWOAktiv“ zu nennen. Die oft beschworenen 
Sätze, dass man gesund im Betrieb bis ins Alter 
bleibt, lassen sich hier finden. Nicht 
verwunderlich also, dass ein Großteil der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mitmachen. 
Die vier Säulen aus Bewegung, Ernährung, 
Stressbewältigung und Entspannung tragen 
das Gesundheitsmanagement, welches durch 
regelmäßige Check-Ups mit medizinischer 
Betreuung komplettiert wird. Für Stefan 
Heymann ist dieses Engagement ein zentraler 
Baustein für eine zukunftssichere Planung bei 
J.W. Ostendorf.  

 

J.W. Ostendorf – Gute und gesunde Arbeit in Coesfeld. 
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Der Firmenphilosophie als eines der „gesün-
desten Unternehmens Deutschlands“ (Anfang 
Dezember 2015 ausgezeichnet) folgend, spielt 
Umweltschutz in Produktion und Produkten 
eine weitere wichtige Rolle. Im Zuge dieses 
Engagements tragen einige Farben aus Coesfeld 
den „Blauen Engel“ und sind als einzige Farben 
aus Europa LGA-hygienezertifiziert. 

 

Zusammen mit den Jusos im Kreis Coesfeld 
informierten wir uns über die gute Ausbildung. 
Nach einem umfangreichen Betriebsrundgang 
durch die Betriebsratsvorsitzende Marion 
Mensing mit Einblicken in die Weiß- und 
Farbherstellung und einem Überblick über die 

umfangreiche Produktpalette empfing uns die 
engagierte Jugendauszubildendenvertretung 
(JAV).  

 

Graphisch aufgearbeitet erhielten wir einen 
umfassenden Einblick in deren gute Arbeit als 
Interessenvertreterinnen und 
Interessenvertreter, sowie der Ausbildung bei 
J.W. Ostendorf. Gerne lud ich in diesem 
Zusammenhang die Auszubildenden des ersten 
Lehrjahres, sowie die Vertreterinnen und 
Vertreter der JAV für eine Woche ins politische 
Berlin ein.  
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ALTENBERGE Zuverlässigkeit, Qualität und 
Präzision sind bei der Firma „Post Industrie- und 
Holzmontagenbau GmbH“ sowie der Zimmerei 
Post das oberste Gebot. 
Firmeninhaber Manuel 
Post und der Technische 
Geschäftsführer Thomas 
Wünnemann sind über-
zeugt: Dieser Anspruch 
ist nur mit gut ausge-
bildeten Mitarbeitern zu 
erreichen.  

Bei einem Besuch des 
Altenberger Unterneh-
mens, welches als Zulie-
ferer für industrielle 
Großkunden tätig ist, existiert eine große 
Produktpallette. Sie reicht von CNC-
Bearbeitungen, Herstellung von Verpackungs-
verschlägen gem. IPPC, Oberflächenbehand-
lungen bis hin zum Handel und Logistik. Ein 
weiteres Standbein bildet die Zimmerei Post, 
welche die klassischen Zimmereiarbeiten 
ausführt. Aber auch Arbeiten im Trocken- und 
Innenausbau, Gebäudeenergieberatungen im 
Handwerk und neuerdings auch Dachdecker-
/Bauklempnerarbeiten 
werden von der Zimmerei 
Post realisiert. 

Sorgen bereitet dem 
Firmeninhaber Manuel 
Post, der das Familien-
unternehmen als Quer-
einsteiger seit 2002 führt, 
der Fachkräftemangel. 
„Wir sind ständig auf der 
Suche nach engagierten 
und motivierten Mit-
arbeiterinnen und Mit-
arbeitern, die zu uns 
passen und echtes 
Interesse zeigen. Dabei 
suchen wir nicht die 
Bewerber mit den besten 
Zeugnissen – Motivation 
und die Bereitschaft, 

etwas Neues zu lernen und sich 
weiterzuentwickeln, spielen für uns eine viel 
größere Rolle“, betont Manuel Post. 

Der Fachkräftemangel, 
von dem viele Unter-
nehmen im Handwerk 
und Mittelstand spre-
chen, ist für unser 
Münsterland ein wich-
tiges Thema. Ich 
möchte wissen, wo in 
den Unternehmen in 
meinem Wahlkreis der 
Schuh drückt. Diese 
Anregungen und Sor-
gen nehme ich gerne 

mit nach Berlin. Gerade in Unternehmen des 
Mittelstandes finde ich immer wieder 
Gesprächspartner, die mir mit ihrem Fach-
wissen helfen können, Entscheidungen in der 
Politik zu treffen. Als Mitglied des Ausschuss für 
Wirtschaft und Energie fand ich bei der Firma 
Post viele Impulse für meine Berliner Arbeit.  

  

  

Gesucht: Engagierte und motivierte Mitarbeiter*Innen. 
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DÜLMEN Mitte September durfte ich die Pro 
Seniore Residenz Marienhof in Dülmen bei 
einem Besuch kennenlernen. Die Einrichtung ist 
eine von 120 bundesweiten Einrichtungen der 
Unternehmensgruppe. Während eines ausführ-
lichen Gesprächs und eines Rundganges durch 
das Haus stellten die Residenzleitung Frank-
Stephan Illge und der Pflegedienstleiter Mario 
Colapietro das Konzept der Residenz vor.  

 

„Unser Anspruch ist, den Senioren auch im Alter 
ein selbstbestimmtes und aktives Leben zu 
ermöglichen, – trotz Pflegebedarf“, so Frank-
Stephan Illge. Dazu ist die Residenz Marienhof 
breit aufgestellt und bietet viele Möglichkeiten. 
Es gibt 136 Pflegebetten, spezielle Wohn-
bereiche für an Demenz erkrankte Menschen 
mit individueller Betreuung, Pflege auf Zeit und 
Therapieangebote. Außerdem bietet Pro 
Seniore Apartments für betreutes Wohnen 
für Einzelpersonen, aber auch für Paare. Ein 
hervorzuhebendes Angebot ist, dass die 
Einrichtung ein „Probe Wohnen“ in den 
Apartments möglich macht. Schließlich ist 
der Umzug vom eigenen zu Hause in eine 
Pflegeeinrichtung ein großer Schritt. Um 
diese Entscheidung für sich zu treffen, 
erleichtert es, wenn man das Umfeld 
zunächst kennenlernen kann. 

Auch bei der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf ist die Einrichtung gut aufgestellt. Da 
die Hausbewohner zu individuellen Zeiten 
in den Tag starten, ist es möglich, auch für 
die Mitarbeiterinnen sieben 

unterschiedliche Frühdienste anzubieten. Das 
ist für Familien, die sich morgens zum Beispiel 
zunächst um schulpflichtige Kinder kümmern 
müssen von Vorteil.  

 

Besonders zeichnet sich der Marienhof als ein 
offenes Haus aus, was sich beispielsweise in 
einer Zusammenarbeit mit der Dülmener Tafel 
zeigt. Einmal wöchentlich sind Menschen, die 
die Tafel nutzen zum Essen bei Pro Seniore 
eingeladen. Auch dass jetzt nicht mehr 
benötigte Rollstühle und Rollatoren an 
Flüchtlinge gespendet wurden, zeigt, dass diese 
Einrichtung gegenüber vielen Themen offen 
aufgestellt ist. Zum Abschluss meines Besuches 
lud die Residenzleitung auf ein Wiedersehen 
ein, dem ich gerne nachkommen werde, um die 
weiteren Entwicklungen der Einrichtungen mit 
zu verfolgen.   

Selbstbestimmt und aktiv trotz Pflegebedarf. 
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COESFELD-LETTE Im Sommer 
besuchte ich den „Tierschutzverein 
Coesfeld, Dülmen und Umgebung 
e.V.“ in deren betriebenen Tierheim 
in Coesfeld-Lette. Dort informierte 
mich ich mich über die gute und 
wichtige Arbeit, die der Verein mit 
viel Herzblut vor Ort und für die 
Region leistet. Ich erhielt einen 
Einblick in das Tierheim, welches 
vielen großen und kleinen Tieren 
ein – vorübergehendes – Zuhause 
bietet. So erfuhr ich beispielsweise 
von den strengen Regeln, die 
gelten, wenn ein Tier neu 
aufgenommen wird. Ähnlich der 
Aufnahme im medizinischen 
Bereich, erhält jedes Tier einen Pass, wird nach 
möglichen Krankheiten untersucht und eine 
stetige Dokumentation findet statt. 

Bestimmendes inhaltliches Thema meines 
Besuches war die Frage nach freilaufenden 
Katzen bzw. Wildkatzen. Die Sorgen des 
Vereines, dass durch das neue nordrhein-
westfälische Jagdgesetz der Zulauf an Katzen 
weiter zunimmt. Bereits in den letzten Jahren 
ist der Zustrom an Katzen immer wieder 
gestiegen – ca. 40 bis 50 Katzen mehr pro Jahr. 
Der Verein engagiert sich dementsprechend 
nicht alleinig um die Vermittlung von Tieren, die 

ein Zuhause suchen, sondern leistet Auf-
klärungsarbeit bzgl. der so nötigen Kastrationen 
von Katzen – nur so sei die „Katzenschwemme“ 
zu bewältigen. Daher ist jede erwachsene Katze, 
die in Lette vermittelt wird, auch kastriert. Der 
Verein setzt sich ebenfalls für großflächige 
Kastrationsprogramme bspw. in den einzelnen 
Bauernschaften ein und wünscht sich mehr 
Förderung durch die Politik und Aufmerksam-
keit in der Gesellschaft. 

Kurz vor meinem Besuch wurden meine Frau 
Silke und ich auf eine Spendenaktion für einen 
Hundezaun im Innenhof aufmerksam. Dieser ist 

nötig geworden, um die im 
Innenhof laufenden Hunde von 
den Kleintierställen abzutrennen. 
Bisher wurden diese durch 
schwarze Plastikwände abge-
schirmt, was kaum Luftzirku-
lation möglich machte – gerade 
im Sommer problematisch. Umso 
mehr freute ich mich Anfang 
Dezember, dass die Finanzierung 
funktionierte und der Zaun 
realisiert werden konnte. 

Hund, Katze, Meerschweinchen und Co. 
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Bei diesem Termin, der mir eine wirkliche 
Herzensangelegenheit war, wurde deutlich, 
dass diese Arbeit ohne Ehrenamtliche nicht 
möglich wäre. Für ihren Einsatz möchte ich mich 
ganz herzlich bedanken. Daher habe ich mich 
gefreut, dass ich eine finanzielle Unterstützung 
für den Verein dort lassen konnte.  

Zudem freue ich mich auf mein Tagespraktikum 
im Tierheim Lette, das wir im Zuge meines 
Besuches für das kommende Jahr vereinbart 
haben.  

 

Weitere Informationen zum Verein und zu den 
tollen Tieren, die noch ein Zuhause suchen, 
findet Sie unter www.tsv-coesfeld-duelmen.de. 
Schauen Sie doch mal drauf – Es lohnt sich!  

  

  

Weitere Informationen zum Verein und zu den 
tollen Tieren, die noch ein Zuhause suchen, 
findet Sie unter www.tsv-coesfeld-duelmen.de. 
Schauen Sie doch mal drauf – Es lohnt sich! 

http://www.tsv-coesfeld-duelmen.de/
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ALTENBERGE „Custom-made“ heißt das 
Zauberwort bei Velo de Ville, einem Fahrrad-
hersteller   in Altenberge. Von dessen  Produk-
tion konnte ich mir Anfang Oktober ein 
persönliches Bild machen.  

 

Bei der Fertigung werden die Fahrräder 
individuell  gefertigt. Dabei werden variable 
Grundmodelle als Basis mit zahlreichen 
Ausstattungskomponenten nach Wünschen 
des Kunden gestaltet.  

 

„Täglich verlassen 250 bis 300 individuelle 
Fahrräder unsere Fertigung“,  erklärt Geschäfts-
führer  Volker Thiemann während eines Rund-
ganges entlang der Fertigungsstrecke. Zu den 
Kunden zählen unter anderem Tourismus-
verbände, Fahrradverleihe in den Städten und 
Velo de Ville liefert europaweit.   

In dem Unternehmen sind 100 Menschen 
beschäftigt, darunter 17 Menschen mit Be-
hinderung. Das Unternehmen Velo de Ville ist 
inzwischen anerkannter Integrationsbetrieb 
und wird dabei vom Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe unterstützt.  Es hat mir be-
sonders imponiert, mit wie viel Engagement das 
Unternehmen diese Herausforderung angeht. 
Die Geschäftsführerin Edith Beglet-Thiemann 
ist überzeugt, dass es wichtig ist, sich als 
Unternehmen auch sozial einzubringen. „Die 
Menschen mit Behinderung werden bei uns 
genauso bezahlt wie ihre Kolleginnen und 
Kollegen und die Zusammenarbeit klappt 
immer besser“, erklärt sie.  

 

Ich bin immer wieder erstaunt darüber, welche 
spannende und innovative Unternehmen in 
meinem Wahlkreis tätig sind. Natürlich ließ ich 
es mir, als leidenschaftlicher Radfahrer, nicht 
nehmen, die Fahrräder in der Ausstellung 
genauer unter die Lupe zu nehmen. Dabei habe 
ich auch schon ein Lieblingsmodell Made in 
Altenberge entdeckt.  

Integrativ in Bewegung – Velo de Ville in Altenberge. 
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HAVIXBECK Ende Juni ging es für mich mit 
guten Nachrichten im Gepäck ins malerische 
Münsterland. Genauer gesagt zur Wasserburg 
der – weit über das Münsterland bekannten – 
Dichterin Annette von Droste zu Hülshoff, die 
von ihrer Geburt am 10. Januar 1797 an bis zu 
ihrem 29 Lebensjahr dort lebte. Als damaliger 
Bundes-Baupolitiker freute ich mich besonders, 
dass Bundesmittel für den Denkmalschutz kurz 
vor meinem Besuch durch den Haushalts-
ausschuss des Deutschen Bundestages freige-
geben wurden.  

 
Nach einem intensiven Auswahlverfahren hatte 
das Bundeskanzleramt dem Haushaltsaus-
schuss eine Liste von Projekten vorgelegt, die im 
Rahmen des Denkmalschutz-Sonderprogramm 
V (2. Tranche) vom Bund gefördert werden 
sollen. Mit diesem Programm beteiligt sich der 
Bund seit Jahren an der Sanierung von national 
bedeutsamen Denkmälern in ganz Deutsch-
land. Der Haushaltsauschuss hat daraufhin die 
insgesamt 20,8 Millionen Euro Bundesmittel für 
den Denkmalschutz freigegeben. Somit können 
nun -bundesweit 124 Denkmalschutzprojekte 
gefördert werden. 

Eine hohe Vielzahl an Bewerbungen machte 
eine Auswahl nötig, sodass nur ein Teil der 
Anträge positiv beschieden werden konnten. 
Umso mehr freute ich mich, dass die Burg 
Hülshoff in Havixbeck mit insgesamt 280.000 
Euro von Mitteln des Denkmalschutz-Sonder-
programms profitiert. Die Mittel aus dem 
Denkmalschutz-Sonderprogramm in Höhe von 
280.000 Euro werden sicherlich einen wichtigen 
Beitrag dabei leisten, die Burg Hülshoff in 

Havixbeck dauerhaft für die Öffentlichkeit zu 
erhalten und als Kulturort auszubauen. 

 
Mit dieser guten Nachricht im Gepäck besuchte 
ich die Wasserburg Hülshoff einige Tage später. 
Gemeinsam bekam ich durch Herrn Kurt Vieten 
(Vorstand der Annette von Droste zu Hülshoff-
Stiftung), Frau Kerstin Wiechers (LWL Kulturab-
teilung) und Frau Elisabeth Frahling (Geschäfts-
führerin) einen kleinen Einblick in die geschicht-
lichen Hintergründe und den aktuellen Stand 
der Bauarbeiten.  

 
Besucherinnen und Besucher haben die 
Möglichkeit im Museum das Leben des 
Münsterländer Adels zur Zeit des Klassizismus 
und des Biedermeiers anzuschauen. Zu sehen 
ist eine beeindruckend reichhaltige Bibliothek, 
wie historisch wertvolle Möbelstücke und 
eindrucksvolle Räumlichkeiten.  

 

Von Adel bis Dichterin – Die Burg Hülshoff. 
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ALTENBERGE / MÜNSTERLAND Am Rande des 
Wirtschaftsempfangs im Deutschen Bundestag 
stellten Francine Fester und Lennart Nieweler 
von der Projektgruppe „YOUth OF INTEGRATION 
- Jugendliche setzen sich für Flüchtlinge ein“  
mir erstmalig ihre Initiative aus Altenberge und 
dem Münsterland vor.  

 
Youth of Integration gibt es seit ca. sechs 
Monaten. In dieser Zeit haben die jungen 
Engagierten schon viele Aktionen zum besseren 
Kennenlernen der unterschiedlichen Kulturen 
vor Ort initiiert. Ich fand es bereits bei unserem 
ersten Kennenlernen sehr beeindruckend mit 
wieviel Engagement diese jungen Leute sich für 
Flüchtlinge einsetzen. Angetrieben von einer 
zufälligen Begegnung und dem darauf folgen-
den Besuch von Flüchtlingen in Altenberge, 
starteten die Jugendlichen ihr Projekt. Mit ihrer 
begeisterungsfähigen Art fanden die Gründer 
schnell weitere Unterstützung und weiteten 
ihre Aktivitäten übers Münsterland aus.  

 
Im Oktober freute ich mich, als ich einen Teil der 
Projektgruppe für eine Woche im politischen 
Berlin begrüßen durfte. Während dieser Tage 

erlebte die gesamte Besuchergruppe mit 
welcher Leidenschaft die Jugendlichen das 
Projekt nach vorne bringen wollen. Durch meine 
Berliner Einladung öffneten sich weitere Türen, 
beispielsweise in der Bundeszentrale für 
politische Bildung, im Deutschen Bundestag 
oder der Landesvertretung von Nordrhein-
Westfalen.  

 
Das Engagement der Gruppe ist vorbildhaft und 
verdient unsere Anerkennung. Denn wir sind 
alle Menschen und möchten auch so behandelt 
werden. Wer Hilfe braucht, sollte diese auch 
bekommen. Diesem Leitsatz folgend enga-
gieren sich die Jugendlichen und vernetzen sich 
Stück für Stück über die Grenzen von Altenberge 
und dem Münsterland heraus.  

 
Wenn Sie mehr über das Projekt erfahren 
wollen, empfehle die Homepage von Youth of 
Integration unter www.youth-of-integration.de 
beziehungsweise auf der Facebook-Seite 
www.facebook.com/YOUthofIntegration. Ein 
Blick auf die Seiten lohnt sich täglich. Denn bei 
dem Projekt ist immer was los.  

YOUth OF INTEGRATION - Jugendliche für Flüchtlinge. 
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HAVIXBECK Das geplante 
Freihandelsabkommen TTIP 
(Transatlantic Trade and 
Investment Partnership) 
zwischen der Europäischen 
Union und den USA, aber 
auch um CETA („Canada – 
EU Trade Agreement“) wird 
in der Öffentlichkeit kontro-
vers diskutiert. Kritiker 
äußern Befürchtungen, dass 
künftig etwa internationale 
Schiedsgerichte durch die 
Investitionsschutz-Klauseln 
statt Parlamente über die 
Ausgestaltung unseres 
Sozialstaates entscheiden 
könnten. Droht TTIP damit 
der Demokratie die ökonomische sowie 
ökologische Kontrolle zu entziehen? 

Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise hat 
gezeigt, dass die Globalisierung international 
anerkannte und durch internationales Recht 
durchsetzbare Regeln benötigt. Für die SPD-
Bundestagsfraktion ist das TTIP-Abkommen 
daher eine Chance, gemeinsam globale 
Standards zu definieren, die sich an euro-
päischen Werten und Normen orientieren. 
Arbeitnehmerrechte, Umwelt- und Gesund-
heitsschutz, öffentliche Daseinsvorsorge, Ver-
braucherrechte und Datenschutzstandards 
auf EU-Niveau dürfen nicht unterlaufen 
werden. Diese Sorgen nehmen wir sehr ernst. 
Daher sage ich deutlich, TTIP ist eine Chance 
und daher tun wir gut daran, es nicht per se 
abzulehnen. Aber TTIP wird es auch nicht um 
jeden Preis geben. 

Die TTIP-Verhandlungen sollen breit, kritisch 
und öffentlich begleitet werden können. In 
diesem Zuge diskutiert die SPD als einzige Partei 
in einer breit angelegten Diskussionsform die 
Für und Wider von Freihandelsabkommen.  

So fand Anfang März ein Diskussionsabend 
unter dem Titel „TTIP – Fluch oder Segen“ auf 
Einladung der SPD Ortsvereine Billerbeck, 

Havixbeck und Nottuln statt. Als Experte kam 
mein Kollege aus dem Deutschen Bundestag 
und Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft und 
Energie Dirk Wiese zu uns ins Münsterland. 

Die spürbaren Sorgen und die Skepsis bezüglich 
des geplanten Freihandelsabkommens mit den 
USA nahm Dirk Wiese auf und freute sich 
allgemein über eine faire und inhaltliche 
Diskussion.  

Ein oftmals vorgetragener Kritikpunkt ist die 
mangelnde Transparenz bei den Verhand-
lungen. Wiese hob dabei allerdings heraus, dass 
TTIP und CETA gerade in diesem Punkt anders 
seien als die vielen vorherig abgeschlossenen 

„TTIP – Fluch oder Segen“ mit Dirk Wiese, MdB 
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Abkommen. Denn erstmalig würde über 
Freihandelsabkommen öffentlich diskutiert, 
was wichtige Impulse auch für die 
Verhandlungen gebe. Allerdings könne eine 
vollständige Offenheit in Hinblick auf die 
europäische Verhandlungsposition nicht 
erreicht werden. Allerdings ist für mich klar, der 
Eindruck von Geheimverhandlung darf nicht 
entstehen oder dieser muss beseitigt werden.  

Dirk Wiese erinnerte an die prognostizierten 
Entwicklungen der Weltwirtschaft an diesem 
Abend. Die wirtschaftliche Rolle der 
Schwellenländer, gerade jener in Asien, wird zu 
Veränderungen im globalen ökonomischen 
Geflecht hervorrufen. Dementsprechend sei 
eine aktive Gestaltung, die die Stärkung der 
europäischen Wirtschaft – zur aktuellen Zeit – 
eine Möglichkeit auch europäische Werte und 
Standards weltweit zu verankern.  

 

 

 

 

 

Gerade auch auf Druck des deutschen 
Wirtschaftsministeriums und seines Ministers 
Sigmar Gabriel kündigte die EU-Kommission 
Ende September 2015 eine umfangreiche 
Reform des aktuellen Schiedsgerichtssystems 
an. Die umstrittenen privaten Schiedsgerichte 
zwischen Konzernen und Staaten werden im 
neuen Vorschlag durch ein transparenteres 
System abgelöst, das in weiten Teilen die 
Vorschläge  vom Bundeswirtschaftsministe-
rium aufgreift. Zentrales Element ist dabei, dass 
die Entscheidungshoheit der jeweiligen Par-
lamente bewahrt bleibt.  
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Der Deutsche Bundestag beschloss am 05. 
November 2015 das Krankenhausstruktur-
gesetz, dass die größte Reform der letzten zehn 
Jahre bedeutet. Für uns als SPD-
Bundestagsfraktion war und ist es das Ziel, eine 
gute erreichbare und qualitativ hochwertige 
Krankenhausversorgung auch in Zukunft 
sicherzustellen. Schwerpunkte liegen in der 
Verbesserung der Qualität und der Moder-
nisierung der Strukturen. Die Patientinnen und 
Patienten werden damit in den Mittelpunkt 
gerückt und die Krankenhäuser können 
zukünftig gute Qualität anbieten, sichere 
Arbeitsplätze zur Verfügung stellen, gerechter 
vergüten und sie werden gut erreichbar sein. 
Mit der Reform haben wir den demografischen 
Herausforderungen einer immer älter 
werdenden Gesellschaft in Verbindung mit dem 
medizinischen Fortschritt Rechnung getragen. 

Die Krankenhausreform trägt unsere Hand-
schrift: Ausbau des Pflegepersonals, Ver-
besserung der Versorgung aller Patientinnen 
und Patienten sowie Förderung der Qualität von 
Leistungen in allen Krankenhäusern.  

Zurzeit wird die Krankenhausmedizin in 
Deutschland von über einer Million 
Beschäftigten in etwa 2.000 Krankenhäusern 
getragen. Im Rahmen eines Pflegestellen-

förderprogramms werden insgesamt 660 
Millionen Euro zur Verfügung gestellt, damit 
Krankenhäuser mehr Pflegekräfte einstellen 
können, z.B. für die pflegerische Versorgung von 
demenzkranken und pflegebedürftigen Patien-
tinnen und Patienten. Auch der bisherige 
Versorgungszuschlag ab 2017 wird durch einen 
Pflegezuschlag von 500 Mio. Euro ersetzt. 
Indem der Zuschlag nach den Pflegedienst-
personalkosten der allgemeinen Krankenhäuser 
verteilt wird, kommt er insbesondere solchen 
Häusern zu Gute, die in der Vergangenheit 
keine Pflegestellen abgebaut haben und ihr 
Personal anständig bezahlen. Der sozialdemo-
kratische Leitsatz der „Guten Arbeit“ findet sich 
hier deutlich wieder. 

Mit einem Strukturfonds 
finden die Länder zudem 
Unterstützung, notwendige 
Umstrukturierungen zur 
Verbesserung der Versor-
gung voranzubringen. Dafür 
werden bis zu 500 Millionen 
Euro aus der 
Liquiditätsreserve zur Ver-
fügung gestellt, wenn sich 
die Länder in gleicher Höhe 
beteiligen. Die Qualität der 
medizinischen Versorgung in 
Krankenhäusern wird in 
Zukunft sowohl bei der 
Krankenhausplanung als 
auch über finanzielle Zu- und 
Abschläge für besonders 

„Die Zukunft der Krankenhäuser“ mit Prof. Karl Lauterbach 
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gute bzw. schlechte Qualität der Behandlung 
berücksichtigt. 

Durch den „Gemeinsamen Bundesausschuss“ 
(GBA) sollen Indikatoren für die Bewertung der 
Versorgungsqualität in Krankenhäuser ent-
wickelt werden. Denn künftig wird es bei der 
Vergütung von Krankenhäusern Qualitäts-
zuschläge oder –abschläge geben. Besondere 
Qualität im Krankenhaus soll sich auszahlen! 
Dafür soll sich der Zugang für Patientinnen und 
Patienten zu den Qualitätsberichten leichter 
und verständlicher werden. 

Über die Eckpunkte der Reform diskutierte ich 
bereits Anfang Februar zusammen mit meinem 
Kollegen und Gesundheitsexperten Prof. Karl 
Lauterbach in einer Veranstaltung der SPD-
Bundestagsfraktion im Franz-Hospital in 

Dülmen. Viele Gäste fanden den Weg in den 
Veranstaltungsraum, auch als bereits alle freien 
Stühle besetzt waren. Die Vertreter der 
Christopherus-Kliniken freuten sich einen 
ausgewiesenen Gesundheitsexperten in ihrem 
Hause begrüßen zu dürfen. Im stellver-
tretenden SPD-Fraktionsvorsitzenden Karl 
Lauterbach fanden sie schließlich einen hoch 
kompetenten Fachmann zu ihren Themen.  

In einem Vortrag referierte Lauterbach über die 
Herausforderungen an Krankenhäuser und die 
aus der aktuellen Forschung gewonnenen Ziele. 
Als Beispiel nannte Karl Lauterbach die zu 
hohen Verweildauern in deutschen Kranken-
häuser. Diese seien im Schnitt zu anderen 
Ländern zu hoch. Dabei sei dies kein 
Kostenargument, sondern die Infektionsgefahr 
würde dadurch steigen. Hinsichtlich der 
demographischen Entwicklungen skizzierte der 
Gesundheitspolitiker die prognostizierten Ent-
wicklungen hinsichtlich von Demenz- und 
Krebserkrankungen im Alter. Schließlich fand 
Prof. Karl Lauterbach durch die dargelegten 
Probleme und Herausforderungen den Bogen 
zu einer umfassenden und notwendigen 
Krankenhausreform, die im Auditorium großes 
Interesse und Diskussionsgrundlage fand.  
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COESFELD Bereits zum zweiten Mal besuchte 
ich die Tafel Mitte September in Coesfeld. Dabei 
trifft der Begriff des „Besuchens“ nicht richtig 
zu, da ich wieder einen Nachmittag bei der 
Essensausgabe mitangepackt habe.  

 

Bereits im letzten Jahr durfte ich die engagierte 
und wichtige Arbeit der Coesfelder Tafel einen 
Tag im Rahmen meines Tagespraktikums 
erfahren. Diese Einblicke bei Praktika sind für 
mich sehr wichtig, um einen direkten Einblick in 
die Arbeitsweisen und die für die Ehren-
amtlichen ergebenden Problemstellungen zu 
bekommen. Im Zuge meines Praktikums lud ich 
gerne Vertreterinnen und Vertreter der Tafel 
nach Berlin ein. Denn ich wurde innerhalb des 
Tages schnell und offen in das Team integriert 

und sie zeigten mir ihren Wirkungsplatz. Ich 
freute mich im Gegenzug die Ehrenamtlichen 
durch meinen Arbeitsplatz in Berlin zu führen. 
Ich sicherte schon damals zu, dass dieser 
Kontakt nicht einmalig bleiben soll. Umso mehr 
freute ich mich Mitte September wieder einen 
Nachmittag den Ehrenamtlichen bei der 
Essensausgabe unter die Arme zu greifen. Die 
vielen bekannten Gesichter wiederzusehen war 
dabei natürlich besonders schön.  

 

Ulli nah dran bei der Coesfelder Tafel e.V. 
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Die Arbeit, die die vielen 
Ehrenamtlichen dort jede 
Woche leisten, verdient 
unser aller Respekt und 
Dank. Über 100 Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter 
engagieren sich hier für über 
2400 Kunden. Die Lebens-
geschichten, die man – 
selbst an nur einem Nach-
mittag erfährt – sind be-
wegend und treiben mich im 
politischen Engagement an. 
Im Gespräch mit Vertreter-
innen und Vertretern der 
Tafel habe ich aber auch erfahren müssen, dass 
diese oftmals auch an ihre Grenzen stoßen. 
Umso mehr müssen wir sie unterstützen und 
ich sichere dies im Rahmen meiner Möglich-
keiten zu.  

An diesem Nachmittag konnte ich konkret 
direkt meine Kontakte nutzen und zu einer 
Lösung für einen Arbeitnehmer beitragen. 
Dieser ausländische Arbeitnehmer kam mit 
einem arbeitsrechtlichen Fall zur Tafel und 
ersuchte dort Hilfe. Dieses Beispiel zeigt, die 
Tafel ist längs mehr als eine Versorgungs-
einrichtung für Lebensmittel. Sie ist eine 

Anlaufstelle für Anliegen verschiedenster Art 
und die Ehrenamtlichen versuchen zu helfen, 
wo sie können.  

Dafür möchte ich mich ganz herzlich bedanken! 
Als Dankeschön und kleine Wertschätzung ihrer 
Arbeit lud ich die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter wieder zum Grillen am Ende des 
Tages ein. Dank gilt dabei auch dem SPD 
Ortsverein Coesfeld, der – wie im letzten Jahr – 
das Grillen und Aufräumen übernahm. So 
konnten die Ehrenamtlichen auch wirklich 
zusammen den Abend genießen. 



 
 
 

   

 
 

NAH DRAN 

Seite 35 von 45 

  

NORDRHEIN-WESTFALEN Am 13.September war 
Wahltag in vielen Gemeinden, Städten und 
Kreisen in Nordrhein-Westfalen. Auch bei mir 
im Wahlkreis waren die Bürgerinnen und Bürger 
aufgerufen ihre Stimme abzugeben. Vieler 
Orten standen dabei gute Kandidatinnen und 
Kandidaten der SPD auf dem Wahlschein. Ihnen 
gilt mein herzlicher Dank. Sie haben in den 
Wochen und Monaten vor der Wahl intensiv für 
eine gute Politik geworben. Unterstützt wurden 
sie durch engagierte Genossinnen und 
Genossen vor Ort, die sich richtig reingehängt 
haben. Auch ihnen sage ich ein kräftiges 
„Dankeschön“. Ihr seid ein klasse Team und 
lasst uns diesen Weg für eine sozial-
demokratische Politik im Münsterland 
konsequent weitergehen.  

 
Für unsere Demokratie hätte ich mir allerdings 
eine höhere Wahlbeteiligung gewünscht. Es 
kann nicht gut sein, wenn getroffene Wahlen 
jedweder Ebene nur noch durch einen Teil der 
Bevölkerung stattfinden. Daher muss es unser 
aller Aufgabe sein, zu analysieren woran dies 

liegt und wie die Beteiligung gesteigert werden 
kann. 
Leider war es mir nicht möglich am Wahlabend 
jeden Ort im Wahlkreis zu besuchen. Die 
Ergebnisse in allen Orten habe ich selbst-
verständlich mit Interesse verfolgt. Sei es 
Philipp Scholz in Senden, Doris Krüger in 
Lüdinghausen, Katja Venghaus in Havixbeck, 
Dorothea Roters in Rosendahl oder Bernd 
Cordes in Laer, ich bedanke mich bei ihnen und 
den Genossinnen und Genossen für den starken 
Einsatz im Wahlkampf. Ihr habt im Wahlkampf 
Alternativen aufgezeigt und die Wahl zu einer 
wirklichen Wahl gemacht.  

 
Carsten Rampe hat für die SPD ein respektables 
Ergebnis als Landratskandidat erzielt. Zusam-
men haben wir Firmen besucht und rund um 
Zukunftsfragen für den Kreis Coesfeld 
geworben. Ich freue mich, dass Carsten weiter-
hin und gestärkt die Kreistagsfraktion anführen 
wird.  

 
Auch die Genossinnen und Genossen des SPD 
Ortsvereins Coesfeld, allen voran mit ihrem 
Spitzenkandidaten Rainer Lagemann haben für 
eine andere Politik in der Stadt geworben. 
Herzlichen Dank für das Engagement.  

Bürgermeister*Innen- und Landratswahlen 
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Ein tolles Team hat zusammen mit und für 
Thomas Tauber für den Wechsel im Billerbecker 
Rathaus engagiert gekämpft. In gemeinsamen 
Aktionen habe ich die große Leidenschaft von 
Thomas Tauber für seine Stadt immer wieder 
erleben dürfen. Daher freue ich mich auch hier, 
dass Thomas sich weiterhin für Billerbeck 
einsetzt und ich bin an seiner Seite.  

So sehen Siegerinnen aus! 

Ganz herzliche Glückwünsche durfte ich nach 
Nottuln überbringen. Mit haben zunächst die 
Genossinnen und Genossen eine gute Wahl als 
Kandidatin und die Bürgerinnen und Bürger als 
neue Bürgermeisterin getroffen. Ich freue mich 
auf die Fortsetzung guter Zusammenarbeit mit 
dem Rathaus in Nottuln.  

 

An dieser Stelle möchte ich mich bei Peter 
Amadeus Schneider für sein großes 
Engagement und seine Verdienste um diese 
Stadt danken. Peter Amadeus Schneider hat als 
Bürgermeister seit 2004 Nottuln maßgeblich 
geprägt und nach vorne gebracht. Persönlich 
habe ich in ihm einen kompetenten 
Gesprächspartner und Ratgeber gefunden. 

Dafür danke ich dir - lieber Peter Amadeus 
Schneider - ganz herzlich. 

 

Die alte ist auch die neue Bürgermeisterin und 
das mit einen grandiosen Ergebnis von 71,2 
Prozent – Lisa Stremlau bleibt mit großem 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger 
Bürgermeisterin in Dülmen. In den letzten 
Jahren haben wir zusammen immer wieder 
bewiesen, dass Bund und Kommune Hand-in-
Hand Probleme gemeinsam lösen und einfach 
gut zusammen arbeiten können. Daher freue 
ich mich, weiterhin im Dülmener Rathaus eine 
kompetente Ansprechpartnerin zu haben. 
Herzlichen Glückwunsch Lisa! 
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BULDERN / TENNESSE (USA) Mit 
dem Parlamentarischen Paten-
schafts-Programm (PPP) fahren 
junge Deutsche für ein Schuljahr 
nach Amerika. Aus jedem Bundes-
tagswahlkreis erhält ein Junior-
Botschafter ein Vollstipendium. Für 
den Kreis Coesfeld hatte ich die 
Freude die 16-jährige Ramona 
Böcker auszuwählen. 

Der Austausch dient dazu, das 
gegenseitige Verständnis zu fördern 
und eine transatlantische Brücke zu 
schlagen. Als Grundlage für Toleranz 
und Offenheit profitieren beide 
Länder davon. Denn dieselbe 
Erfahrung ermöglichen deutsche 
Gastfamilien im Gegenzug auch 
amerikanischen Schülern. Ein amerikanisches 
Gastkind aufnehmen, können Familien ebenso 
wie Alleinstehende und kinderlose Paare, die 
sich ehrenamtlich für den Schüleraustausch 
engagieren wollen. Vorbereitet und begleitet 
werden sie von der gemeinnützigen 
Austauschorganisation AFS Interkulturelle 
Begegnungen e.V. 

 

Mit meinem „Patenkind“ Ramona stand ich 
während der Zeit des Stipendiums als 
Ansprechpartner zur Seite und wir hielten 
Kontakt. Spannend war für mich, wie 
beispielsweise das Freihandelsabkommen mit 
den USA „TTIP“ in der Vereinigten Staaten 
diskutiert wird. In einem Zwischen-Fazit schrieb 
Ramona mir: 

 

„Es war mit Sicherheit nicht immer einfach, aber 
ich habe meine Zeit hier sehr genossen und 
werde das Beste aus meinen verbliebenen 
Tagen machen. Seit ich hierher kam, sah ich 
viele Orte, Leute und Dinge, die ich ohne diese 
Reise vielleicht niemals kennen gelernt hätte. 
Ich besuchte Portland, Oregon; Phoenix, 
Arizona; Pensacola, Florida; New York City; und 
einige weitere Orte in der näheren Umgebung 
von meinem neuen Zuhause in Tennessee. Ich 
hatte die Gelegenheit zu einer Surf-
Unterrichtsstunde am Golf von Mexico, jubelte 
während eines High School Football Spieles für 
unsere Schulmannschaft, wanderte durch eine 
Geisterstadt umgeben von Kakteen und Wüste, 
tanzte auf einem amerikanischen Prom mit 
meinem Date, aß mit Freunden in Chinatown, 
bekam das Essen mit Essstäbchen beigebracht 
von meinen Freunden aus Japan, China und 
Thailand gleichzeitig, lief entlang des Times 
Square bei Nacht, verbrachte Weihnachten in 
Shorts und T-Shirt, während ich im Garten 
Orangen fürs Frühstück vom Baum pflückte, 
ging Westernreiten in Kentucky, und, und, 
und!“ 

Von Buldern in die Welt – genauer in die USA. 

„Es war mit Sicherheit nicht immer einfach, aber 
ich habe meine Zeit hier sehr genossen und 
werde das Beste aus meinen verbliebenen 
Tagen machen. Seit ich hierher kam, sah ich 
viele Orte, Leute und Dinge, die ich ohne diese 
Reise vielleicht niemals kennen gelernt hätte. 
Ich besuchte Portland, Oregon; Phoenix, 
Arizona; Pensacola, Florida; New York City; und 
einige weitere Orte in der näheren Umgebung 
von meinem neuen Zuhause in Tennessee. Ich 
hatte die Gelegenheit zu einer Surf-
Unterrichtsstunde am Golf von Mexico, jubelte 
während eines High School Football Spieles für 
unsere Schulmannschaft, wanderte durch eine 
Geisterstadt umgeben von Kakteen und Wüste, 
tanzte auf einem amerikanischen Prom mit 
meinem Date, aß mit Freunden in Chinatown, 
bekam das Essen mit Essstäbchen beigebracht 
von meinen Freunden aus Japan, China und 
Thailand gleichzeitig, lief entlang des Times 
Square bei Nacht, verbrachte Weihnachten in 
Shorts und T-Shirt, während ich im Garten 
Orangen fürs Frühstück vom Baum pflückte, 
ging Westernreiten in Kentucky, und, und, 
und!“und!“und!
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Jetzt, nach einem Jahr trafen wir beiden uns 
wieder und Ramona Böcker berichtete über 
ihren spannenden Aufenthalt in den USA. „Vor 
allem hatte ich großes Glück mit meiner 
Gastfamilie in Tennessee, mit meinen 
Gasteltern und drei Geschwistern. Wir 
verstanden uns sofort sehr gut und ich habe 
mich dort wie zu Hause gefühlt“, so Ramona 
Böcker, die in den USA eine High School 
besuchte. Das Patenschafts-Programm ist ein 
wichtiger Beitrag für eine bessere 

Verständigung zwischen jungen Deutschen und 
Amerikanern. Darum habe ich diese Paten-
schaft auch sehr gerne übernommen. Ramona 
Böcker ist noch immer fasziniert von ihrem 
einjährigen Aufenthalt. Nun besucht sie mit 
ihrer Familie ihre Patenfamilie in den USA. 
Irgendwie scheint es, als wenn Ramona nun 
zwei Elternpaare hat. 

 
Das Patenschaftsprogramm des Deutschen 
Bundestages findet jedes Jahr statt. 
Schülerinnen und Schüler müssen zwischen 15 
und 17 Jahre alt sein und besuchen eine High 
School, junge Berufstätige müssen ihre 
Ausbildung abgeschlossen haben und dürfen 
höchstens 24 Jahre alt sein. Sie gehen auf ein 

College und absolvieren 
anschließend ein Praktikum 
in einem US-Unternehmen. 
Die Stipendiatinnen und 
Stipendiaten leben in Gast-
familien und können das 
amerikanische Familien-
leben so aus erster Hand 
kennenlernen. Infos liegen in 
meinem Wahlkreisbüro 
bereit oder sind auf der 
Internetseite des Deutschen 
Bundestages zu finden. 
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ALTENBERGE In diesem Jahr beteiligte ich mich 
erstmalig am jährlichen stattfindenden Girl´s 
Day. In meinem Altenberger Wahlkreisbüro 
hatte die 12-jährige Jana Brunsmann die 
Gelegenheit den Politikbetrieb kennenzulernen. 
„Mich hat sehr interessiert, wie ein  Arbeitstag 
in der Politik aussieht. Ich hatte viele Fragen 
dazu und wollte wissen, was ein Bundes-
tagsabgeordneter eigentlich so macht. Über 
den vollgestopften Kalender, mit vielen 
Terminen war ich sehr überrascht. Es war ein 
sehr spannender Tag für mich“, so Jana 
Brunsmann. 

Es ist mir sehr wichtig, jungen Menschen, vor 
allem auch Mädchen und jungen Frauen 
Einblicke in die politische Arbeit zu geben, damit 
sie den Politikbetrieb kennenlernen und sich 
dafür begeistern. 

 

 

 

 

Das Interesse an Politik und gesellschaftlichen 
Themen kann nicht früh genug geweckt 
werden. Außerdem brauchen wir mehr junge, 
engagierte Frauen in der Politik. Darum haben 
mein Büro und ich uns sehr gerne am Girl´s Day 
beteiligt. 

So konnte Jana Brunsmann Eindrücke über den 
Büroalltag in einem Wahlkreisbüro erhalten 
und erfahren, wie Politik im Parlament und im 
Wahlkreis gemacht wird. Vielleicht treffe ich 
Jana ja irgendwann im Politikbetrieb als 
Mitarbeiterin oder sogar als Politikerin wieder. 

  

  

Girl’s Day – Jana Brunsmann schaut hinter die Kulissen 
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KREIS COESFELD / BERLIN Die SPD-Bundes-
tagsfraktion hat vom 11. bis 13. November 2015 
rund 100 Jugendliche aus ganz Deutschland zu 
den 10. Jugendpressetagen nach Berlin 
eingeladen. Sie bekamen ein interessantes und 
abwechslungsreiches Programm, das einen 
Einblick in das Zusammenspiel von Medien und 
Politik in der Hauptstadt bot. Wir konnten 
Theresa Hülsmann aus dem Kreis Coesfeld ganz 
herzlich begrüßen. 

Die Jugendpressetage der SPD-Bundestags-
fraktion sind eine tolle Gelegenheit für junge 
Menschen mitzuerleben, wie Nachrichten 
entstehen und Medien über Politik berichten. 
Sie bekommen dabei sowohl einen Einblick in 
die Arbeit von Journalistinnen und Journalisten 
als auch in den Arbeitsalltag der Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages. Ich freue mich, 
dass Theresa Hülsmann aus dem Kreis Coesfeld 
der Einladung gefolgt ist.  

Die Nachwuchsjournalistinnen und –journa-
listen werden bei ihrem Besuch in Berlin unter 
anderem aktiv an einer Pressekonferenz mit 
dem Vorsitzenden der SPD-Bundestagsfraktion, 
Thomas Oppermann, teilnehmen. Darüber 
hinaus gehört ein Besuch der Studios des 
Rundfunk Berlin-Brandenburg und einer Plenar-
sitzung des Deutschen Bundestages zum 
Programm. Ein wichtiger Teil wird dabei auch 
der direkte Austausch mit Journalistinnen und 
Journalisten, Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern in den Pressestellen und natürlich den 
Abgeordneten selbst sein. Der Journalismus von 
morgen ist auf junge Menschen angewiesen, 
die politisches Handeln kritisch begleiten und 
hinterfragen. Denn ohne sie wird es unsere 
Demokratie in Zukunft schwer haben. 
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Mein Team und ich freuen uns besonders über 
die Tage, wo wir Besuch aus dem Wahlkreis in 
Berlin begrüßen dürfen. Für mich sind dies 
immer wieder aufs Neue besondere Termine, da 
mir diese Begegnungen große Freude bereiten. 
Für mein Berliner Büro sind die Wochen, in 
denen die Besuchergruppen von Fahrten des 
Bundespresseamtes (BPA) in der Stadt sind, 
allerdings auch besonders anstrengende. 
Warum? Weil ich so viel Zeit wie möglich mit 
meinem Besuch verbringen will! Das heißt für 
mein Team: Lücken zwischen Terminen finden, 
Fahrten und Treffpunkte organisieren und 
dabei die nächsten Termine, Ausschüsse, etc. im 
Blick haben. 

Der Austausch mit Schulklassen ist mir ein 
besonderes Anliegen. Die Diskussion mit 
Schülerinnen und Schülern empfinde ich als 
sehr bereichernd, da sie oft andere Sichtweisen 
auf Problemlagen unserer Zeit haben und somit 
neue Blickwinkel eröffnen. Dabei versuche ich 
den persönlichen Kontakt zu suchen, was 
besonders bei meinen Führungen hinter die 
Kulissen des politischen Berlins gelingt. 

Dieses Jahr durfte ich mich über Besuch aus den 
folgenden Schulen, Organisationen bzw. Firmen 
freuen im Zuge der BPA-Fahrten freuen: 

 AWO-Frauen aus dem Kreis Coesfeld 
 Bürgerinitiative Havixbeck 
 Christophorus Kliniken Kreis Coesfeld 
 J.W. Ostendorf 
 Jusos 

 Liebfrauenschule Coesfeld 
 Oswald von Nell Breuning Berufskolleg 
 Pictorius Berufskolleg 
 Schornsteinfegerschule Dülmen 
 Schule für Gesundheitsberufe der 

Christophorus Kliniken 
 SPD-Mitglieder 
 Tafel Coesfeld e.V. 
 Youth of Integration, Jugendinitiative zur 

Unterstützung der Flüchtlinge 
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Als weiteren Besuch durfte ich folgende 
Gruppen in Berlin begrüßen: 

 Anne Frank Gesamtschule Havixbeck 
 Anne Frank Schule Coesfeld 
 Clemens Brentano Gymnasium Dülmen 
 Evonik Betriebsausschuss 
 Gesamtschule Olfen 
 Geschwister Scholl Realschule Coesfeld 
 Gymnasium Nottuln 
 Gewerkschaft Nahrung, Genuss, 

Gaststätten Region Münsterland 

 Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, 
Energie 

 St. Pius Gymnasium Coesfeld 
 Städtische Realschule Lüdinghausen 
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In diesem Jahr war ich wieder „Nah Dran“ im 
Wahlkreis unterwegs. Die Rückkopplung 
unserer Politik mit der Lebenswirklichkeit im 
Wahlkreis, sowie die Einschätzungen von 
Praktikern und Experten vor Ort ist für mich ein 
zentraler Bestandteil meiner Politik. Diesem 
Anspruch folgend führte ich viele Gespräche 
und besuchte Firmen in unserem Münsterland.  

Besonders beeindruckend sind für mich die 
Begegnungen mit den vielen ehrenamtlich 
Tätigen, die sich in verschiedenster Weise für 
Andere engagiert einsetzen. Diesen vielen gilt 
unser Dank! 

 1. Mai-Kundgebung in Coesfeld 
 BBV Münsterland zum Thema Breitband 
 Besuch der Burg Hülshoff 
 Besuch der POST Industries in Altenberge 
 Besuch Velo de Ville in Altenberge 
 Bundesagentur für Arbeit im Kreis Coesfeld 
 Bundesministerin Barbara Henriks – 

Biogasaufbereitungsanlage 
 Bürgermeister der Gemeinde Nordkirchen 

Dietmar Bergmann 
 Bürgermeister der Gemeinde Nottuln Peter 

Amadeus Schneider 
 Bürgermeisterin der Gemeinde Nordwalde 

Sonja Schemann 
 Bürgermeisterin der Stadt Dülmen Lisa 

Stremlau 
 Bürgersprechstunden 
 Christophorus-Kliniken GmbH, Franz-

Hospital 
 Coesfelder Tafel e.V. 
 Evangelische Kita Stephanus in 

Lüdinghausen 
 Flüchtlingsunterkünfte in der Stadt 

Coesfeld 
 Fraktion Vor Ort mit Karl Lauterbach im 

Franz-Hospital Dülmen 
 Gelsenkirchener Gespräch im 

Wissenschaftspark Gelsenkirchen 
 Gespräch Bundesweiten Städtewettbewerb 

Entente Florale  
 Gespräch mit der STEAG im Heizkraftwerk 

Herne 
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 Gespräch mit Evonik Industries AG im 
Chemiepark Marl 

 Gespräch zum Baugebiet Dülmen Nord und 
den Tower Barracks 

 Interessengruppe gegen Gasbohren 
 J.W. Ostendorf in Coesfeld 
 Kindergarten St. Ludgerus in Coesfeld 
 Kreis Coesfeld - Gespräch über die 

Unterbringung von Flüchtlingen 
 Ortsbesichtigung der Tower Barracks in 

Dülmen 
 Petitionsübergabe zum Fracking  
 PPP-Stipendiatin Ramona Böcker 
 Pro Seniore Residenz Marienhof in Dülmen  
 Projekt DSADS - Den Spurenstoffen auf der 

Spur in Dülmen 
 Regionale Projekt Coesfeld BerkelSTADT 

Coesfeld – Ein Paradigmenwechsel in der 
Stadtentwicklung 

 Sozialkaufhaus Ascheberg 
 SPD im Münsterland, in NRW und in 

Deutschland 
 SPD Ortsvereine im Kreis Coesfeld 
 SPD Ortsvereine im Kreis Steinfurt 
 SPD-Landtagsfraktion – Gespräch mit 

Fraktionsvorsitzendem Norbert Römer 
 Stift Tilbeck – Besichtigung 

Musterwohnung in Senden 
 Stift Tillbeck 
 Tierschutzverein Coesfeld Dülmen und 

Umgebung e.V 

 „TTIP – Fluch oder Segen“ mit Dirk Wiese in 
Havixbeck 

 Unternehmerfrühstück in Dülmen 
 Verabschiedung des Bürgermeister der 

Gemeinde Nottuln Peter Amadeus 
Schneider 

 Zeltstadt für Flüchtlinge in Olfen-Vinnum 

 

 

 

 

 

 Gespräch mit Evonik Industries AG im 
Chemiepark Marl

 Gespräch zum Baugebiet Dülmen Nord und 
den Tower Barracks

 Interessengruppe gegen Gasbohren
 J.W. Ostendorf in Coesfeld

 Kindergarten St. Ludgerus in Coesfeld
 Kreis Coesfeld - Gespräch über die 

Unterbringung von Flüchtlingen
 Ortsbesichtigung der Tower Barracks in 

Dülmen
 Petitionsübergabe zum Fracking 
 PPP-Stipendiatin Ramona Böcker
 Pro Seniore Residenz Marienhof in Dülmen 
 Projekt DSADS - Den Spurenstoffen auf der 

Spur in Dülmen
 Regionale Projekt Coesfeld BerkelSTADT 

Coesfeld – Ein Paradigmenwechsel in der 
Stadtentwicklung

 Sozialkaufhaus Ascheberg
 SPD im Münsterland, in NRW und in 

Deutschland
 SPD Ortsvereine im Kreis Coesfeld

 SPD Ortsvereine im Kreis Steinfurt
 SPD-Landtagsfraktion – Gespräch mit 

Fraktionsvorsitzendem Norbert Römer
 Stift Tilbeck – Besichtigung 

Musterwohnung in Senden

 Stift Tillbeck
 Tierschutzverein Coesfeld Dülmen und 

Umgebung e.V
 „TTIP – Fluch oder Segen“ mit Dirk Wiese in 

Havixbeck

 Unternehmerfrühstück in Dülmen
 Verabschiedung des Bürgermeister der 

Gemeinde Nottuln Peter Amadeus 
Schneider

 Zeltstadt für Flüchtlinge in Olfen-Vinnum



 
 
 

   

 
 

NAH DRAN 

Seite 45 von 45 

MEIN TEAM. 

Mein Team und ich bedanken uns für die gute 

Zusammenarbeit im vergangenen Jahr. Wir 

wünschen Ihnen und Euch einen guten Start ins 

Jahr 2016, verknüpft mit dem Wunsch auf viele 

nette Begegnungen und guten Gesprächen. 
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dd 

SCHON FACEBOOK GELIKED? 

Wer meine politische Arbeit in Echtzeit mit 

verfolgen möchte und stets auf dem Laufenden 

bleiben will, worum es gerade in Berlin oder in 

meinem Wahlkreis geht, der hat es ganz ein-

fach. Ein kleiner Klick auf meiner Facebook-Seite 

(www.facebook.ulrich-hampel.de) bei „Gefällt 

mir“ und die Nachrichten, Beiträge, Meldungen 

und manchmal auch die kleinen alltäglichen 

Erlebnisse sind auf Ihrem/ deinem Bildschirm. 
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